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nal- und Landespolitik in Nordrhein-Westfalen. Sie führt
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Diskussionsforum für neue Entwicklungen in der kommu-
nalen Welt einen Namen gemacht.

Die 1946 erstmals verlegte Fachzeitschrift STÄDTE- UND

GEMEINDERAT ist das offizielle Organ des Städte- und 
Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen. Als Spitzenver-
band kreisangehöriger Städte und Gemeinden repräsen-
tiert dieser rund 9 Mio. Bürger und Bürgerinnen sowie 
86 Prozent der Ratsmitglieder in Nordrhein-Westfalen.

STÄDTE- UND GEMEINDERAT enthält monatlich aktuelle 
Informationen aus den zentralen Interessengebieten der
Kommunalpolitiker und Verwaltungsbeamten:

• Finanzen, Wirtschaft, Soziales, Schule und Kultur
• Verwaltungsfragen und Neue Steuerung
• Kommunalrecht
• Kommunale Wirtschaftsunternehmen
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Darüber hinaus enthält STÄDTE- UND GEMEINDERAT Son-
derseiten, die überregional über Produkte und Neuheiten
für den kommunalen Markt informieren. Der Leser erhält
somit einen Überblick über Aktuelles aus den Bereichen:

• Bürokommunikation
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• Nutzfahrzeuge im öffentlichen Dienst
• Müll- und Abfallbeseitigung
• Verkehrswesen
• Landschaftspflege
• Wohnungswesen, Städtebau
• Freizeitanlagen, öffentliche Schwimmbäder
• Kommunale Energieversorgung
• Kreditwesen
• Raumplanung
• Krankenhausbedarf

Mit STÄDTE- UND GEMEINDERAT sind Sie 
abonniert auf Branchen-Information.

Schicken Sie den ausgefüllten Antwortcoupon an  
Frau Hermes, Städte- und Gemeindebund NRW,
Kaiserswerther Straße 199-201, 40474 Düsseldorf

Wenn es schneller gehen soll, faxen Sie uns den 
unterschriebenen Coupon:

FAX: 02 11/45 87-287

die fachzeitschrift für Kommunal- und
landespolitik in nordrhein-Westfalen

Ich möchte die Zeitschrift STÄDTE- UND GEMEINDERAT (10 Ausgaben)
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EDITORIAL

dr. bernd Jürgen schneider
Hauptgeschäftsführer stgb nrW

die Älteren werden sich erinnern: in den 1960er- und

1970er-Jahren fühlte sich arbeit im büro ganz anders an als

heute. es gab unbefristete Verträge, feste arbeitszeiten,

klare anforderungen. initiativgeist? Kreativität oder gar

Querdenken? bloß nicht. starre und hierarchische

strukturen ließen dafür keinen raum.  auch in der

Kommunalverwaltung, wenn wir ehrlich sind.

allein  daran können wir festmachen, wie sehr sich die

arbeitswelt in den vergangenen Jahrzehnten verändert hat.

Mittlerweile wissen wir: Je aktiver Kolleginnen und Kollegen

mitdenken, desto mehr erfolg wird eine organisation

haben. eigenverantwortung, Widerspruch, das gemeinsame

ringen um die beste lösung produziert bessere ergebnisse

als die einsame entscheidung in der Chef-etage. 

Zudem haben sich auch die ansprüche an den arbeitgeber

gewandelt. angestellte wollen in ihrer entwicklung

gefördert werden. Mittlerweile sind es die bewerberinnen

und bewerber, die im Vorstellungsgespräch die letzte frage

stellen. sie wollen wissen, was die stadt oder das

unternehmen für sie tun kann. und fragen nach der

Vereinbarkeit von beruf und familie, nach fortbildungen

oder den ideen, mit denen das betriebsklima gefördert

werden soll.

Machen wir uns nichts vor: die kreisangehörigen städte und

gemeinden stellt das vor enorme Herausforderungen. der

Wettbewerb mit der Wirtschaft und den großstädten um

die besten arbeitskräfte hat sich verschärft und beim

fachkräftemangel ist keine besserung in sicht. bis zum Jahr

2035 werden dem arbeitsmarkt vier bis sechs Millionen

Menschen weniger zur Verfügung stehen. und die

sogenannten Megatrends wie demografie, digitalisierung

oder Vielfalt werden den Wandel noch weiter

beschleunigen. 

aber darin stecken auch Chancen. die beispiele in diesem

Heft zeigen eindrücklich, wie sich städte und gemeinden im

Wettbewerb als moderne arbeitgeber behaupten können.

familienfreundlichkeit, flexible arbeitszeiten, eine Vielzahl

an beruflichen entwicklungschancen und das Wissen, dass

das Wohl der Mitarbeitenden die wichtigste aufgabe des

Personalmanagements ist - all das spricht für die

attraktivität einer tätigkeit bei städten und gemeinden.

das vielleicht stärkste ass im Ärmel ist dabei noch gar nicht

gezogen. denn Kommunen haben vielen Wettbewerbern

eins voraus: sie bieten eine sinnhafte aufgabe im dienste

der Menschen. 

Chancen im Wandel 

die fachzeitschrift für Kommunal- und
landespolitik in nordrhein-Westfalen

STÄDTE- UND GEMEINDERAT
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BÜCHER UND MEDIEN

Agenda 2030 vor Ort
Kommunen zeigen, wie es geht, hrsg. v. welt-sichten und
Servicestelle Kommunen in der Einen Welt, 28 x 21,5 cm, 
24 S., kostenlos herunterzuladen oder zu bestellen über
https://skew.engagement-global.de/kooperationen/agen-
da-2030-vor-ort.html

bei der umsetzung der agenda 2030 der Vereinten
nationen und ihrer 17 globalen nachhaltigkeits-

ziele kommt den Kommunen weltweit eine entscheidende rolle zu.
immer mehr städte, landkreise und gemeinden in deutschland en-
gagieren sich für eine nachhaltige entwicklung. in dem dossier stel-
len ausgewählte Kommunen ihre nachhaltigen aktivitäten vor. Zu-
dem werden fördermöglichkeiten für Kommunen aufgezeigt, die sich
in diesem thema engagieren möchten.

Was gewinnt die Stadt-
gesellschaft durch 
saubere Luft?
Die lebenswerte Stadt: Handlungsfelder und Chancen,
v. Tilman Bracher, Franciska Frölich v. Bodelschwingh,
Thomas Preuß, Jan Hendrik Trapp u. Vera Völker, Difu-
Impulse, DIN A4, 68 S., Print: 15 Euro, ISBN 3-88118-
642-1, E-Book: 12,99 Euro, ISBN 3-88118-649-0

saubere luft trägt maßgeblich zu einer lebenswerten stadt, zu um-
weltgerechtigkeit und gesundheitlicher Chancengleichheit bei. sau-
bere luft in den städten ist dabei nicht nur eine aufgabe für die
Verkehrsplanung, sondern kann nur mit der stadtentwicklungs- und
bauleitplanung, lärmminderungsplanung, landschafts- und freiraum-
planung sowie der Planung der stadttechnischen infrastrukturen er-
reicht werden. in der broschüre werden ansätze und Maßnahmen der
unterschiedlichen fachdisziplinen diskutiert, kommunale Praxisbei-
spiele genannt sowie botschaften formuliert.

Hidden Champions und 
Stadtentwicklung
Die wirtschaftliche und gesellschaftliche Bedeutung innovati-
ver Unternehmen für Kleinstädte in peripherer Lage, hrsg. v.
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung im Bun-
desamt für Bauwesen und Raumordnung, DIN A4, 64 S., kos-
tenlos zu beziehen über E-Mail: gertrud.ziegenhals@

bbr.bund.de oder herunterzuladen über www.bbsr.bund.de / Sonderveröffent-
lichungen

der lokalen Wirtschaft kommt bei der integrierten stadtentwicklung eine
zentrale bedeutung zu. neben wirtschaftlichen effekten wie erhalt und
schaffung von arbeitsplätzen, Kaufkraft und steueraufkommen kann un-
ternehmerisches engagement vor ort positiv auf die entwicklung von
Kleinstädten wirken. neben einer allgemeinen bestandsaufnahme wird
dies in der studie anhand von drei fallstudien analysiert. die beispiele
aus finsterwalde in brandenburg, bad berleburg in nordrhein-Westfalen
und schierling in bayern zeigen, wie sich unternehmerisches engagement
auf die kleinstädtische entwicklung auswirkt und gleichzeitig die Koope-
ration von Wirtschaft, Verwaltung und Zivilgesellschaft stärkt.

Bücher 31 Europa-News 36        G        
Foto: sebastiangauert 
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NACHRICHTEN

Preise für kulturelle Bildung in sechs
NRW-Kommunen
im Wettbewerb „Kommunale gesamtkonzepte für Kulturelle bil-
dung“ sind sechs nrW-Kommunen ausgezeichnet worden: biele-
feld, düsseldorf, Gütersloh, Minden, remscheid und solingen er-
hielten jeweils 15.000 euro Preisgeld. für gütersloh war es nach
2017 bereits die zweite auszeichnung. die stadt überzeugte durch
verschiedene Maßnahmen. so wurde im fachbereich Kultur eine
Koordinierungsstelle eingerichtet. eine „Kulturstreetworkerin“
sorgt für die Vernetzung aller beteiligten innerhalb und außerhalb
der Verwaltung. Zwischen Kultur, Kitas und schulen werden Koope-
rationsvereinbarungen geschlossen. Musikschule und Volkshoch-
schule sind aktive Partner. außerdem wurde die kulturelle bildung
im ausgabenportfolio verankert. 

Einwohnerzahl konstant bei 
17,9 Millionen  
in keiner Kommune in nordrhein-Westfalen ist die einwohnerzahl
im ersten Halbjahr 2019 so stark gewachsen wie in Weeze. die ge-
meinde hat nun 11.129 einwohner/innen und legte damit um vier
Prozent zu. Wie information und technik als statistisches landesamt
nordrhein-Westfalen mitteilte, hat sich die einwohnerzahl im be-
völkerungsreichsten bundesland im den ersten sechs Monaten des
Jahres 2019 kaum verändert: ende Juni 2019 lebten knapp über 
17,9 Mio. Menschen in nrW. das waren 2.972 einwohner/innen we-
niger als ende 2018. die größte stadt des landes ist nach wie vor
Köln mit über 1,08 Mio. Menschen. Kleinste gemeinde bleibt dahlem
mit 4.226 einwohner(inne)n. 

Ältester Hausgrundriss des 
Sauerlandes 
in einem baugebiet bei neu-listernohl, einem westlichen stadtteil
von Attendorn, haben archäolog(inn)en die spuren eines über
2.000 Jahre alten Hofs aus der eisenzeit entdeckt. die ausgrabung
durch eine fachfirma im auftrag der stadt attendorn und in ab-
stimmung mit dem landschaftsverband Westfalen-lippe ergab
damit den bisher ältesten grundriss eines Wohngebäudes für das
sauerland überhaupt. darüber hinaus stießen die Wissenschaft-
ler/innen im umfeld des Hauses auf gruben, die häufig zur ent-
nahme von lehm oder zum Verwahren von Vorräten angelegt wur-
den. später dienten die gruben dann oft zur Müllentsorgung. auch
ein brunnenschacht kam zutage, der noch gut 2,5 Meter tief erhal-
ten war.

Fast fünf Millionen Pendler im Land
rund jeder zweite berufstätige in nrW ist Pendler. Von den 9,19 Mio.
erwerbstätigen fuhren im vergangenen Jahr 4,73 Mio. regelmäßig
über gemeindegrenzen hinweg zur arbeit. Wie information und
technik nordrhein-Westfalen als statistisches landesamt mitteilte,
pendelten täglich allein 811.000 erwerbstätige in die großstädte
Köln, düsseldorf und essen. Von allen städten und gemeinden des
landes hatten Merzenich und Holzwickede die höchsten, Schmal-
lenberg und Marsberg die niedrigsten einpendlerquoten. die höchs-
ten auspendlerquoten verzeichneten Merzenich und Inden; die
niedrigsten auspendlerquoten gab es in Münster und Köln.

         Gericht in Kürze  37  Impressum 39
  

  Thema betriebliches gesundheitswesen
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23
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von Jan Fallack
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21

Integrationstagung des Stgb nrW

von Philipp Stempel

26
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Durch betriebliches gesundheitsmanagement steigern die
Kommunen ihre attraktivität als arbeitgeber - sowohl nach innen
als nach außen

Rolle des Gesundheitswesens für die
Kommunen als Arbeitgeber

ie aufgaben und strukturen der Kommunalver-
waltungen sind in den vergangenen Jahren im-

mer vielschichtiger und komplexer geworden. gleich-
zeitig hat sich auch die erwartungshaltung der
bürger/innen, der Wirtschaft und der politischen gre-
mien hinsichtlich des tempos der aufgabenerledi-
gung und der Öffentlichkeitsbeteiligung immer wei-
ter gesteigert. 
dabei schränken knappe finanzielle ressourcen und
der damit häufig verbundene stellenabbau sowie be-
grenzte ausbildungsmöglichkeiten den Handlungs-
spielraum der städte und gemeinden massiv ein. trotz
aller leistungsorientierung und forderungen nach
wirtschaftlichem Verwaltungshandeln hat der öffent-
liche dienst insgesamt und die Kommunalverwaltung
im besonderen nach wie vor Verantwortung als sozial
und inklusiv denkender und handelnder arbeitgeber. 

Demografischer Wandel der demografische
Wandel und die sich verändernden gesellschaftlichen

bedingungen, wie die längere erwerbsphase der be-
schäftigten, stellen die Kommunen auch als arbeit-
geber vor zusätzliche Herausforderungen. auch
wenn es große regionale unterschiede gibt, lässt sich
festhalten, dass bundesweit rund 65 Prozent der be-
schäftigten in den rathäusern älter als 45 Jahre sind.
28 Prozent der beschäftigten sind bereits älter als 
55 Jahre.
in den nächsten zehn Jahren wird daher ein großer
Prozentsatz der beschäftigten in den städten und ge-
meinden in den ruhestand gehen. gleichzeitig ste-
hen immer weniger schulabgänger/innen als poten-
zielle neue arbeitnehmer/innen zur Verfügung. das
erwerbspotenzial sinkt also insgesamt, und bereits
heute zeigt sich in einigen bereichen des öffentlichen
dienstes ein Mangel an führungs- und fachkräften.
die zukünftige leistungsfähigkeit der Kommunen
hängt daher unter anderem davon ab, inwieweit es
gelingt, in einem sich verschärfenden Wettbewerb
um qualifizierte fachkräfte konkurrenzfähig zu sein.

D
Andreas Wohland ist
beigeordneter für
recht, Personal und 
organisation beim
städte- und gemeinde-
bund nrW

DER AUTOR

Betriebliches
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gerade die kleinen und mittleren Kommunen müs-
sen hier besondere anstrengungen unternehmen,
um im Wettbewerb mit der Wirtschaft und den gro-
ßen städten bestehen zu können.
es geht darum, einerseits attraktiv für neue Mitarbei-
tende zu sein. andererseits müssen auch für die vor-
handenen und immer älter werdenden Kolleg(inn)en
attraktive arbeitsbedingungen geschaffen werden,
damit die beamten und angestellten in den rathäu-
sern gerne ihre leistungen erbringen können. neben
der ordentlichen bezahlung und sicherheit des ar-
beitsplatzes kommt es daher immer mehr auf ein mo-
dernes Personalmanagement in den städten und ge-
meinden an. 

Modernes Personalmanagement ausgangs-
punkt eines jeden modernen Personalmanage-
ments ist die erkenntnis, dass die arbeitsfähigkeit
und arbeitsqualität von dem Zusammenspiel von
Motivation, Kompetenz, gesundheit und arbeits-
bedingungen beeinflusst wird. aufgabe des Per-
sonalmanagements ist es daher, diese faktoren
positiv zu beeinflussen und zu steuern, damit leis-

tungsfähige und leistungsbereite beschäftigte ge-
wonnen und langfristig gesund gehalten werden
können. 

Baustein Gesundheitsmanagement die betrieb-
liche gesundheitsförderung ist ein wichtiger baustein
des Personalmanagements. denn die leistungsfähig-
keit einer Verwaltung wird durch ein aktives gesund-
heitsmanagement positiv beeinflusst. es ist eine mo-
derne unternehmensstrategie erforderlich, die alle
Maßnahmen umfasst, die darauf abzielen, Krankhei-
ten am arbeitsplatz vorzubeugen, gesundheitspoten-
ziale zu stärken und das Wohlbefinden am arbeits-
platz zu verbessern. 
Ziel der betrieblichen gesundheitsförderung muss es
sein, die Zufriedenheit der beschäftigten zu steigern,
die gesundheit zu erhalten, unfälle zu vermeiden so-
wie das betriebsklima insgesamt zu verbessern. dau-
erhaft motivierte und gesunde beschäftigte sowie
ein vertrauensvolles Miteinander sichern die leis-
tungsfähigkeit der stadt- und gemeindeverwaltun-
gen und vermeiden letztlich Kosten. unzufriedene
oder überforderte Mitarbeiter/innen sind häufiger
krank. auch hier spielt eine wertschätzende ge-
sprächskultur der führungskräfte in ihren arbeitsbe-

reichen sowie die sensibilität und eigenverantwort-
lichkeit der beschäftigten für die eigene gesundheit
eine wichtige rolle. 

Schutz vor Hass und Gewalt ein wichtiger teilas-
pekt des gesundheitsmanagements in der Kommu-
nalverwaltung ist auch der schutz der Mitarbeiter/in-
nen vor Hass- und gewalterfahrungen im dienst. in
der Medienöffentlichkeit findet das Phänomen mitt-
lerweile immer mehr beachtung, weil jeder fall von
Hass und gewalt gegen kommunales Personal - eben-
so gegen Mandatsträger/innen - ein nicht zu akzep-
tierender angriff gegen die öffentliche ordnung ist. 
Wichtig ist, dass die gesamte gesellschaft wieder
mehr respekt und Wertschätzung für die arbeit der
kommunalen beschäftigten aufbringt. für die Öffent-
lichkeit muss klar sein, dass angriffe auf einsatzkräfte
oder sonstige Mitarbeitende in der Verwaltung nie-
mals zu akzeptieren sind. den dienstherrn trifft eine
besondere Verantwortung, sich hier schützend vor
die Mitarbeitenden zu stellen und alle erdenklichen
Vorsorgemaßnahmen zu treffen.
der städte- und gemeindebund nrW hat gemein-
sam mit dem nrW-Ministerium des innern, dem
nrW-Ministerium für arbeit, gesundheit und sozia-
les, der unfallkasse nrW, der komba gewerkschaft
nrw, dem Verband der feuerwehren nrW und den
beiden anderen kommunalen spitzenverbänden eine
gemeinsame erklärung „gemeinsam gegen gewalt“
veröffentlicht.
die beteiligten institutionen haben neben der erklä-
rung zusammen einen aktionsplan erarbeitet, der in

Ihr Partner für Ihre 
kommunale Infrastruktur.www.ge-komm.de

Wie die Stadt Unna
richten immer mehr
Kommunen für ihre
Mitarbeitenden
Gesundheitstage aus
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erklärung „gemeinsam
gegen gewalt“ und 
aktionsplan:
www.kommunen.nrw, ru-
brik „Presse“/ „Pressemit-
teilungen“ /  „2019“ /
Pressemitteilung vom
02.10.2019 
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den nächsten drei Jahren schrittweise umgesetzt
werden soll, um insbesondere die einsatzkräfte, die be-
sonders häufig mit gewalterfahrungen konfrontiert
sind, zu schützen. darunter findet sich die einführung
eines sogenannten Kümmerers nach dem Vorbild von
psychologischen unterstützungsteams, die aufnahme
des bereichs gewalt gegen einsatzkräfte in die gefähr-
dungsbeurteilung der betriebe und unternehmen so-
wie eine verstärkte aus- und fortbildung.
die einsatzkräfte sollen so besser auf gefährliche und
gewalttätige situationen vorbereitet werden. in den
fokus genommen werden hierbei nicht nur körper-
liche Übergriffe, sondern auch andere formen non-
verbaler oder verbaler gewalt wie drohungen oder
beleidigungen. regelmäßige runde tische der am ak-
tionsplan beteiligten institutionen sollen weitere
Maßnahmen erarbeiten und auf aktuelle entwick-
lungen reagieren.

Gute Praxisbeispiele längst haben etliche Ver-
waltungen das Potenzial eines guten gesundheits-
managements für die leistungsfähigkeit der Mitar-
beitenden und damit der Kommunalverwaltungen
erkannt. gute Praxisbeispiele finden sich auch in die-
sem schwerpunktheft.
der städte- und gemeindebund nrW hat die thema-
tik bereits in verschiedenen Zusammenhängen auf-
gegriffen. 2015 hat das Präsidium des Verbandes ein
Positionspapier „Kreisangehörige Kommunen als at-
traktive arbeitgeber“ verabschiedet, in dem die an-

forderungen an ein modernes Personalmanagement
beschrieben sind. auch das betriebliche gesundheits-
management findet hier seine berücksichtigung.
außerdem hat der Verband gemeinsam mit seiner
tochter, der Kommunalagentur nrW, verschiedene
seminare zu strategien eines modernen Personal-
managements angeboten. die thematik wird in Zu-
kunft noch deutlich an bedeutung gewinnen. ◼

Die Stadt Willich bietet ihren mitarbeitenden auch über die
gesetzlichen regelungen und Vorschriften hinaus vielfältige
maßnahmen zur gesundheitsprävention an

Bei der Stadt Willich folgt
nach der Pflicht die Kür

ie stadt Willich beschäftigt rund 800 Mitarbei-
ter/innen in verschiedenen arbeitsbereichen.

neben der Verwaltungstätigkeit gehören dazu auch
Kindertageseinrichtungen, schulen, offene ganz-
tagsschulen, das freizeitbad de bütt und der bauhof
mit diversen handwerklichen tätigkeiten.
der grundstein für eine förderung der gesundheit
der beschäftigten und die eröffnung der dazugehöri-
gen themengebiete wurde bereits von Karl-Heinz
Penners und Petra Küppers gelegt, sodass im Juni
2018 die ganzheitliche implementierung eines be-
trieblichen gesundheitsmanagements mit unter-
stützung durch den Verwaltungsvorstand beginnen
konnte. 

Drei Säulen als Basis das klassische betriebliche
gesundheitsmanagement besteht aus drei säulen:
arbeitssicherheit, betriebliche gesundheitsförde-
rung (bgf) und betriebliches eingliederungsmana-
gement (beM). arbeitssicherheit und beM sind durch
gesetzliche regelungen und Vorschriften für den ar-
beitgeber verpflichtend. die betriebliche gesund-
heitsförderung ist dagegen für den arbeitgeber frei-
willig. 

Kim Dana Knopp ist
Mitarbeiterin im 
geschäftsbereich 
Personal und 
organisation der 
stadtverwaltung 
Willich
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Beleidigungen, Bedrohungen und Gewalt gegen
kommunale Beschäftigte haben in den letzten Jahren
erheblich zugenommen
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Insgesamt 
48 Beschäftigte der Stadt

Willich nahmen im
Sommer am 6. RUN &

FUN Firmenlauf in
Krefeld teil
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für die stadt Willich sind die Mitarbeitenden das
wichtigste Kapital. Mit blick auf soziale trends und
den demografischen Wandel ist es wichtig, die sicher-
heit und gesundheit der beschäftigten zu fördern
und damit den erhalt der arbeitskraft sicherzustellen.
dies zeigen auch die ergebnisse einer Mitarbeiter/in-
nen-umfrage im Jahr 2017. die Kolleg(inn)en wünsch-
ten sich mehr unterstützung durch den arbeitgeber
im bereich gesundheit. 

Arbeit im Netzwerk gestartet wurde mit der
gründung eines netzwerkes in Willich und umge-
bung. um Vereine, unternehmen und gesundheits-
anbieter in Willich zu fördern, sollen die regional zur
Verfügung stehenden ressourcen genutzt werden.
neben der netzwerkgrün-
dung war die ausarbeitung
von Konzepten zur implemen-
tierung eines systematischen,
ganzheitlichen, betrieblichen
gesundheitsmanagements
inklusive der drei säulen ein
weiterer wichtiger schritt.
die gesetzlichen Vorgaben bil-
den die grundlage. Hierunter
fallen unter anderem die arbeitsmedizinische und si-
cherheitstechnische Versorgung, die bereitstellung
eines notfallmanagements und beauftragter Perso-
nen/fachkräfte, wie brandschutzbeauftragte, Hygie-
nebeauftragte oder Mobbing-beauftragte. 
die Kolleg(inn)en erhalten unterstützung bei der
Vereinbarkeit von familie und beruf durch verschie-
dene arbeitszeitmodelle, die ein flexibles arbeiten
ermöglichen. dazu gehören unter anderem telear-
beit oder Homeoffice. 

spezielle sportangebote im Jahr 2018 konnten bereits
erste gesundheitsangebote wie sport im Park - über-
nommen vom stadtsportbund-, Pilates-Kurse, auto-
genes training, schwimmzeiten in de bütt und fas-
zien-Yoga angeboten werden. durch sogenannte
impulsvorträge werden die Kolleg(inn)en über be-
stimmte themenbereiche informiert und aufgeklärt,
etwa über den Zusammenhang zwischen stress und
schmerz. außerdem ist durch eigeninitiative der Kol-
leg(inn)en neben der bestehenden betriebssport-
gruppe fußball noch eine badminton-gruppe ent-
standen.
im Jahr 2019 wurden die angebote der betrieblichen
gesundheitsförderung bei guter resonanz fortgeführt
und erweitert. regelmäßig gibt es für die Kolleg(inn)en
neue gesundheitsangebote zu den themenbereichen
stressbewältigung, arbeitsorganisation, ernährung,
bewegung, ergonomie oder entspannung. die Mitar-
beitenden erhalten etwa die Möglichkeit, an Massa-
geangeboten, Kursen zum erlernen von entspan-
nungstechniken, einem firmenlauf, fitnessboxen,
aqua-Cycling, ergonomie-beratung am arbeitsplatz
oder den impulsvorträgen teilzunehmen. alle ange-
bote werden von fachkräften wie Physiotherapeuten,
sportwissenschaftlern oder dem arbeitsmediziner
durchgeführt oder begleitet.
um eine möglichst große Zielgruppe für die verschie-
denen angebotsformen zu erreichen, wird bei der
zentralen Planung auf die unterschiedlichen arbeits-
zeiten, tätigkeitsbereiche und einsatzorte der Kol-
leg(inn)en eingegangen. daher sind einige angebote
speziell auf die besonderen rahmenbedingungen
abgestimmt.

Dezentrale Angebote in Zusammenarbeit mit den
jeweiligen geschäftsbereichen oder teams werden
auch individuelle angebote für dezentrale einrichtun-
gen erarbeitet: die Kindertageseinrichtungen sowie

die offenen ganztagsschulen
erhielten einen impulsvortrag
mit praktischen bewegungs-
einheiten für den arbeitsall-
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Fußballbegeisterte
Beschäftigte der Stadt
Willich haben eine eigene
Betriebssportgruppe ins
Leben gerufen

Für die Stadt
Willich sind

die mitarbeitenden
das wichtigste 
Kapital
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tag zum thema „Heben und tragen“. darüber hinaus
gibt es geschäftsbereiche, die gesundheitsangebote
als team-event nutzen. so wurde beispielsweise zum
thema ernährung gemeinsam mit einer ernährungs-
beratung gekocht und interessantes für den alltag er-
lernt. 
genauso soll es weitergehen. die grundlage ist weiter-
hin die einhaltung der gesetzlichen Pflicht: die arbeits-
sicherheit und das beM. darauf aufbauend entstehen
auch in 2020 wieder verschiedene gesundheitsange-
bote. Zusätzlich ist ein gesundheitstag für alle Mitar-
beitenden geplant, um den Präventionsgedanken vo-
ranzutreiben, impulse und anregungen zu geben sowie
zur selbstfürsorge und eigeninitiative zu motivieren
und zu sensibilisieren. 

Verhaltens- und Verhältnisprävention eine
systematische und ganzheitliche implementierung
eines betrieblichen gesundheitsmanagements setzt
bei allen Mitarbeitenden ein umdenken voraus. es
bedeutet, dass die themen sicherheit und gesund-
heit in alle strukturen und arbeitsbereiche integriert
werden, sodass sowohl Verhaltens- als auch Verhält-
nisprävention betrieben werden. 
im sinne der Verhältnisprävention ist bei der einrich-
tung eines neuen bildschirmarbeitsplatzes dieser um
die bedürfnisse der Person herum einzurichten und
auszustatten. dazu gehören unter anderem eine an
die Körpergröße angepasste, ergonomische sitzhal-
tung und eine optimale ausrichtung des bildschirms. 
bei Verhältnisprävention gilt es, ein gesundheitsbe-
wusstsein zu schaffen, sodass die Kolleg(inn)en ihren
arbeitsalltag selbst gesundheitsgerecht gestalten.
dazu gehört, zwischendurch mit dem stuhl nach
hinten zu wippen, um den rücken zu entlasten, im
stehen zu telefonieren, die treppe statt den aufzug

zu wählen oder eine erholsame beziehungsweise be-
wegte Pause einzulegen, um anschließend gestärkt
weiterarbeiten zu können.
außerdem sollen sich die Kolleg(inn)en an der gestal-
tung des betrieblichen gesundheitsmanagements be-
teiligen können, um in Zukunft ein optimal zugeschnit-
tenes, spezielles, bedarfsorientiertes und nachhaltiges
betriebliches gesundheitsmanagement zu schaffen.
auch daran wird weitergearbeitet, denn die vollständi-
ge implementierung bei der stadt Willich ist noch nicht
abgeschlossen. Kommunikation, transparenz, integra-
tion und Partizipation sind hier die schlüsselbegriffe,
um die gesetzliche Pflicht der arbeitssicherheit und
dem beM mit der betrieblichen gesundheitsförderung
in ein funktionierendes Managementsystem für si-
cherheit und gesundheit zu verwandeln. ◼

Der erste Platz für das
kreativste Motto
beim Firmenlauf ging
an die städtischen
Läufer/innen für ihr
Motto „Der erste
Schritt zählt“

ie schwerpunkte des landes nordrhein-Westfalen zu Woh-
nungsbau, stadtplanung und denkmalschutz, die akquise von

fördermitteln und empfehlungen zum umgang mit schottergär-
ten standen im Mittelpunkt der sitzung des ausschusses für
städtebau, bauwesen und landesplanung des städte- und ge-
meindebundes nordrhein-Westfalen (stgb nrW) am 29. oktober
2019 in nottuln.  staatssekretär Dr. Jan Heinisch (foto 2. v. links)
stellte auf der sitzung die schwerpunkte der landesregierung in
den bereichen Wohnungsbau, bauordnungswesen, stadtentwick-
lung und denkmalpflege vor und diskutierte anschließend mit den
ausschussmitgliedern. darunter waren auch der fdP-fraktionsvor-
sitzender Helmut Walter aus nottuln (links), bürgermeister Kai
Hutzenlaub (2. v. rechts) aus ochtrup und der beigeordnete des
stgb nrW, Rudolf Graaff (rechts).

Bauausschuss tagte in Nottuln
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… ein großer Schritt für weltweit faire Arbeitsbedingungen
Kreise, Städte und Gemeinden leisten mit dem Einkauf fair produzierter Waren einen 
positiven Beitrag für Umwelt- und Sozialstandards und zur globalen Nachhaltigkeit. 
Die Servicestelle Kommunen in der Einen Welt berät, fördert und vernetzt bei der Um-
setzung von kommunalen Maßnahmen für Fairen Handel und Faire Bescha� ung.

Wir beraten Sie . Telefon: 0228 20 717 - 670 . www.kommunal-global-engagiert.de
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ie Zukunft der arbeit im büro ist mehrgenera-
tional, vielfältig und digital. demografischer

Wandel, Vielfalt und digitalisierung sind sogenannte
Megatrends, weil sie auf alle bereiche der gesell-
schaft auswirkungen haben. sie verändern auch die
arbeitsbedingungen im büro, insbesondere in Wis-
sensorganisationen. es stellt sich daher die frage,
welche arbeitsbedingten gesundheitschancen und -
risiken und welche positiven ansätze für den erhalt
der arbeitsfähigkeit daraus resultieren und wie es 
gelingt, die neuen arbeitsbedingungen gesundheits-
gerecht zu gestalten.

Herausforderung Demografie der demografi-
sche Wandel bedingt, dass die erwerbstätigen älter
und weniger werden. diese entwicklung hat einen
starken einfluss auf unser arbeitsleben. das durch-
schnittsalter der beschäftigten in deutschland ist in
den letzten Jahren stark angestiegen. so lag das
durchschnittsalter im Jahr 2018 bei 44 Jahren und
damit bereits fünf Jahre über dem niveau von 1990.
in deutschland waren im Jahr 2018 insgesamt 51,8
Mio. Menschen im erwerbsfähigen alter zwischen 20
und 66 Jahren. 
die erwerbsfähige bevölkerung wird allerdings um
rund vier bis sechs Mio. bis zum Jahr 2035 sinken. die
größte generation, die sogenannten baby boomer,
geht in den Jahren 2020 bis 2035 in den ruhestand.1

Hinzu kommt, dass weniger erwerbskräfte, aufgrund

der geringeren geburtenraten, nachfolgen werden.
der fachkräftebedarf ist in vielen branchen schon
heute deutlich sichtbar. die arbeit muss daher ver-
stärkt alters- und alternsgerecht ausgestaltet werden,
sodass mehr ältere und Menschen unterschiedlichen
alters generationsübergreifend zusammenarbeiten
können. 

Trend zu mehr Vielfalt diversity oder Vielfalt in
der arbeitswelt ist ein weiterer trend, der unter an-
deren aus dem gesellschaftlichen Wertewandel, der
globalisierung und dem demografischen Wandel
folgt und ebenfalls einen großen einfluss auf die ar-
beit im büro hat. belegschaften werden vielfältiger.
das bedeutet, es arbeiten mehr Menschen unter-
schiedlichen alters, mehr frauen, mehr Menschen
mit behinderung, mit anderen erwerbsbiografien,
Wertvorstellungen, arbeitserfahrungen und kulturel-
len Hintergründen zusammen.2

so ist die Zahl der beschäftigten mit Migrationshin-
tergrund in den letzten zehn Jahren deutlich ange-
stiegen. ihr anteil an allen erwerbstätigen betrug

D

Die Zukunft der Arbeit im Büro 
Die demografischen, gesellschaftlichen und technologischen megatrends üben
großen einfluss auf die art und Weise des arbeitens aus - auch in kommunalen
Verwaltungen

Dr. Christina Wessels
ist wissenschaftliche 
Mitarbeiterin beim
lia.nrw 

DIE AUTOREN

Frauke Füsers ist 
wissenschaftliche 
Mitarbeiterin beim
lia.nrw 

Dr. Peter Krauss-
Hoffmann ist leiter
der fachgruppe
„grundsatzfragen,
Politikberatung
und arbeitswelt-
berichterstattung“
beim lia.nrw

FO
TO

: R
AW

PI
XE

L 
LT

D.
 

Teams, die sich durch Diversität auszeichnen, sind durchgehend erfolgreicher und offener für Neues 

1 statistisches bundesamt, (2019). bevölkerung im erwerbsalter sinkt bis
2035 voraussichtlich um vier bis sechs Millionen. abgerufen am 1. oktober
von: https://www.destatis.de/de/Presse/Pressekonferenzen/2019/be-
voelkerung/pm-bevoelkerung.pdf?__blob=publicationfile
2 landesinstitut für arbeitsgestaltung des landes nordrhein-Westfalen,
lia.nrw (2019): Vielfalt in einer modernen arbeitswelt - gesund und sicher
gestaltbar?! transfer 7, bochum, s. 153
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2005 knapp 20 Prozent.3 2018 lag der anteil bereits
bei 27 Prozent.4 die beschäftigten haben unterschied-
liche arbeitsweisen, unterschiedliche gesundheit-
liche bedürfnisse und andere anforderungen und er-
wartungen an die arbeitsprozesse und räumlichen
gegebenheiten. 
diese entwicklung ist ein spiegel unserer gesell-
schaft, denn auch die stadtgesellschaft, bürger/in-
nen, betriebe und Vereine sind vielfältiger geworden
und haben entsprechende bedürfnisse. so haben
vielleicht ältere, seh- oder hörgeschädigte beschäf-
tigte oder bürger/innen als Kunden der Kommunen
besondere anforderungen an die akustik der büro-
räume oder die schriftgröße auf info-schildern. geh-
behinderte Menschen benötigen barrierefreiheit. 
das moderne büro beziehungsweise die büroarbeit
muss dieser Vielfalt gerecht werden. es geht dabei
um die Vereinbarkeit von Privatleben und beruf, un-
terschiedliche arbeitszeitmodelle oder weitere viel-
faltsgerechte räumlichkeiten, ausstattung und ar-
beitsorganisation.

Chancen der Digitalisierung die digitalisierung
hat ebenfalls weitreichende Konsequenzen für die
arbeit im büro. technologische entwicklungen wie
breitbandinternet, mobile endgeräte und laptops
und damit hervorgebrachte neue Kommunikations-
kanäle wie soziale Medien, instant Messenger und
Chat-Programme ermöglichen, dass arbeitsaufgaben
theoretisch überall im dienstgebäude, von zuhause,
bei Kunden oder von unterwegs erledigt werden kön-
nen. in der öffentlichen diskussion fallen dazu oft die
stichworte Homeoffice, mobile arbeit oder flexible
arbeitsplätze.
immer mehr unternehmen bieten ihren beschäftig-
ten die Möglichkeit, von zuhause ihren arbeitsalltag
flexibler und im besseren einklang mit ihrem Privat-
leben zu gestalten. darüber hinaus wurde in vielen
organisationen das sogenannte aktivitätsbasierte
arbeiten (aba) eingeführt. in aktivitätsbasierten bü-
roräumen verfügen beschäftigte über keinen persön-
lichen arbeitsplatz mehr, sondern können aus einer
Vielzahl von unterschiedlichen arbeitsplätzen oder
arbeitszonen flexibel auswählen. 
die arbeitszonen sind nach unterschiedlichen aktivi-
tätsmustern auszuwählen. so gibt es beispielsweise
Zonen für konzentrierte einzelarbeit (denkzellen, si-
lent areas, großraumbüro), formelle gruppenarbeit
(besprechungsräume, Multifunktionsräume, brain-
stormräume), informelle gruppenarbeit (lounges,
espressobar) und ruhe- und erholungszonen. die be-
reiche sind so eingerichtet, dass die arbeitsaufgaben
in der jeweiligen Zone bestmöglich ausgeübt werden
können.5

Folgen für die Gesundheit Zusammenfassend
kann man feststellen: die büroarbeit ändert sich -
und zwar schnell und substanziell. Mehrgeneratio-

nale, „bunte“ belegschaften arbeiten zunehmend di-
gital, gemeinsam und flexibel von zuhause oder im
büro. 
Welche Chancen und risiken ergeben sich daraus für
die gesundheit? Welche Handlungsempfehlungen
können abgeleitet werden? so mannigfaltig wie die
auswirkungen verschiedener Megatrends auf die bü-
roarbeit sind, so vielfältig sind auch die Chancen und
risiken für die gesundheit. deshalb wird in der folge
nur eine auswahl der wichtigsten ansätze aufge-
zeigt. 

Aktivitätsbasiertes Arbeiten der trend hin zum
aktivitätsbasierten arbeiten kann zum beispiel als ein
organisationsinterner Veränderungsprozess verstan-
den werden, der eine Chance für eine Verbesserung
der gesundheit darstellt. durch die unterschiedlichen
arbeitszonen sollen im aktivitätsbasierten arbeiten
Kommunikation, Wissensaustausch und die Zusam-
menarbeit zwischen den Kolleg(inn)en gefördert
werden. die verschiedenen arbeitszonen bieten
raum für Kreativität und teamarbeit. das kann sich
positiv auf die innovationsfähigkeit der beschäftig-
ten auswirken.
außerdem kann aktivitätsbasiertes arbeiten die ge-
sundheit und die leistungsfähigkeit erhöhen, da be-
schäftigte potenziell mehr gestaltungsspielraum 
haben und selbst entscheiden können, wo sie ihre
tätigkeiten in den dafür geschaffenen räumen erle-
digen. 
aktivitätsbasiertes arbeiten ermöglicht auch eine
orientierung und anerkennung an den bedürfnissen
der beschäftigten und kann somit die gesundheit
und die Produktivität stärken.6 bewegungsförder-
liche elemente können gut eingebunden werden und
begegnen den gesundheitsrisiken durch sitzende tä-
tigkeiten. 
Zwar erfordert das aba einen erhöhten Koordinati-
ons- und organisationsaufwand, da nicht im Vorhi-
nein klar ist, wo wer sitzt und es somit schwierig
werden kann, Kolleg(inn)en zu finden. allerdings
können neue Kommunikationsmittel hier abhilfe
schaffen. 

In Zukunft wird 
es mehr aktivitäts-

basierte, flexible Büros
geben, die in

verschiedene Zonen
eingeteilt sind
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3 integrationsmonitoring nrW
(Hrsg.), Quelle: it.nrw, Mikrozen-
sus, eigene berechnungen, ver-
fügbar unter: http://www.inte-
grationsmonitoring.nrw.de/inte-
grationsberichterstattung_nrw/
indikatoren/e_arbeitsmarkt_
und_lebensunterhalt/e1_er-
werbstaetigenquote/index.php;
Zeitvergleiche wegen Änderun-
gen bei der erhebung der daten
nur eingeschränkt möglich. 
4 it.nrw (2019). erwerbstätige in
Privathaushalten 2018 nach al-
tersgruppen, geschlecht und Mi-
grationshintergrund, Quelle: Mi-
krozensus, eigene berechnungen,
verfügbar unter:
https://www.it.nrw/statistik/eck-
daten/erwerbstaetige-privat-
haushalten-2018-nach-alters-
gruppen-geschlecht-und
5 Windlinger, l., gersberg, n., &
Konkol, J. (2015). unterstützung
mobil-flexibler arbeit durch
aktivitätsorientierte gestaltung
von büroräumen. Wirtschafts-
psychologie, 83–95.
6 ebenda
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Wissenstransfer und -weitergabe Vor dem Hin-
tergrund, dass viele erfahrene fachkräfte in den
nächsten Jahren in rente oder Pension gehen, muss
sichergestellt werden, dass fach- und erfahrungswis-
sen nicht verloren geht. denn der Verlust von erfah-
rungswissen beeinflusst die arbeitsergebnisse nega-
tiv und kann zu stress und Überforderung bei den
jüngeren beschäftigten führen. neben dem explizi-
ten Wissenstransfer muss deshalb verstärkt die im-
plizite Wissensweitergabe in den fokus rücken.
arbeiten und lernen im altersgemischten tandem,
Patenschaften oder Mentoring-Programme sind an-
sätze, wie man nicht nur fach- und erfahrungswis-
sen bewahren, sondern auch gesundheit und Wohl-
befinden fördern kann. die Chance vielfältiger
belegschaften insgesamt ist es, dass unterschied-
liche Perspektiven, strategien und erfahrungen auf-
einandertreffen. dies fördert die Kreativität und die
Problemlösungskompetenz innerhalb der organi-
sation.
dadurch, dass beschäftigte im büro der Zukunft
theoretisch überall - innerhalb der dienststelle oder
außerhalb - ihre arbeitsaufgaben erledigen können,
findet Kommunikation zwischen Kolleg(inn)en ver-
mehrt per e-Mail, Videochat oder über interne so-
ziale netzwerke statt und somit werden direkte be-
gegnungen seltener. dies kann vermehrt zu
isolation führen - auch wenn zu häufig im Home-
office gearbeitet wird. 
Homeoffice oder mobiles arbeiten bietet aber, rich-
tig gemacht, Chancen für die gesundheit: unter an-
derem durch das einsparen von Pendelzeiten.7 die-
ser aspekt ist von hoher bedeutung, da lange
Pendelzeiten einen erhöhten stressfaktor darstellen
können. so schätzen beschäftigte mit langen Pen-
delzeiten ihre eigene subjektive gesundheit
schlechter ein.8 allerdings ist gerade in ländlicheren
regionen die breitbandabdeckung noch nicht aus-
reichend gewährleistet, sodass Homeoffice in die-
sen regionen noch keine echte alternative zum Pen-
deln darstellt.

Neue Formen der Kommunikation digitalisie-
rung bedeutet nicht nur ortsflexibles arbeiten, son-
dern oft auch das einarbeiten in neue it-systeme,
die Pflege von e-akten, neue formen der Kommuni-
kation und information. stress, Überforderung, Kon-
flikte mit Kolleg(inn)en und unsicherheit sind nur
einige belastungen, die entstehen, wenn Mitarbei-
ter/innen, aber auch Kund(inn)en, dem unvorberei-
tet gegenüberstehen. Hier gilt es, die beteiligten von
anfang an einzubeziehen, entsprechend zu qualifi-
zieren, damit sie die Chancen der neuen „Werk-
zeuge“ nutzen können.
darüber hinaus müssen die arbeitsmittel und
Werkzeuge geeignet und ergonomisch sein. so
muss etwa das bearbeiten von dokumenten in der
Cloud möglich sein, es braucht Chat-tools, genü-
gend blendfreie bildschirme in unterschiedlichen
größen, externe tastaturen, wenn mit laptops
oder tablets gearbeitet wird, bedienerfreundliche
software, W-lan im gebäude und anliegenden
grünflächen sowie systeme für Video- und telefon-
konferenzen. allerdings besteht hier die Herausfor-
derung, datenschutzrichtlinien einzuhalten und
die Kosten für die technische umstellung tragen zu
können. Ähnlich wie beim digitalpakt ist dies kein
selbstläufer. 
dennoch sind die Chancen enorm: so können ter-
minfindungsprozesse mit den Kund(inn)en automa-
tisch ablaufen oder Chat-bots häufig wiederkehren-
de anfragen beantworten. e-akten bieten mehreren
Personen ortsunabhängig Zugriff. beim Homeoffice
braucht es keine schweren aktenkoffer mehr. außen-
termine und lange dienstreisen sind durch teilnah-
me via Videokonferenz nicht mehr nötig. all das kann
für viele Mitarbeitende eine psychische und physi-
sche entlastung sein. 
die büroarbeit der Zukunft hält gesund - wenn man es
richtig macht. Wie gezeigt, lässt sich der Wandel der
büroarbeit für eine Verbesserung der arbeitsbedin-
gungen nutzen. ein zentraler Punkt ist, dass es im büro
zu Veränderungen kommt. arbeitsabläufe und Pro-
zesse werden neustrukturiert. darauf reagieren be-
schäftigte möglicherweise mit Verunsicherung und
Widerstand. 

Führung und Kommunikation studien haben
nachgewiesen, dass restrukturierungsmaßnahmen
negative auswirkungen auf gesundheit und Wohl-
befinden haben. aber es kommt letztlich darauf an,
wie ein Veränderungsprozess gestaltet wird und wie
die Veränderung der arbeit im büro aussieht. Hier
sind führung und Kommunikation wichtige ansatz-
punkte, um Veränderungen wirksam zu gestalten.
allerdings fühlen sich beschäftigte unterschiedlichs-
ter branchen in nrW gerade durch Kommunikation
und führung belastet - dabei nimmt die öffentliche
Verwaltung hier die spitzenposition ein - was auf ei-
nen erhöhten gestaltungs- und unterstützungsbe-

Papierakten werden
auch in öffentlichen
Verwaltungen bald
der Vergangenheit
angehören
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7 Wessels, C., füsers, f., & Krauss-
Hoffmann, P. (2019). „arbeits-
schutz 4.0": arbeitsschutz in Zei-
ten von Homeoffice wirksam
gestalten, sicher ist sicher, 06, s.
270-275.
8 Künn-nelen, a. (2015). does Com-
muting affect Health? iZadiscus-
sion Papers, no. 9031, institute for
the study of labor (iZa), bonn.
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darf durch ein betriebliches gesundheitsmanage-
ment hinweist.9

grundsätzlich sind die unterschiede bei den Heraus-
forderungen zwischen dem öffentlichen dienst und
der Privatwirtschaft dabei aber nicht groß; lediglich
die finanzausstattung und komplexe beschaffungs-
prozesse können limitierend wirken.

Interdisziplinär und beteiligungsorientiert
die Planung des büros der Zukunft sollte deshalb un-
bedingt interdisziplinär und beteiligungsorientiert
erfolgen. insbesondere der arbeitsschutz ist hier re-
levant. denn eine vorausschauende beurteilung der
gefährdungen nach den Vorschriften des arbeits-
schutzgesetzes hilft dabei, entsprechende gegen-
maßnahmen abzuleiten und die gesundheit der be-
schäftigten zu erhalten. 
außerdem ist es gerade bei betrieblichen gesund-
heitsförderungsmaßnahmen geboten, beteili-
gungsorientiert, offen und transparent zu agieren.
Personaler/innen, Vorgesetzte, interessenvertre-
tungen, fachkräfte für arbeitssicherheit und be-
triebsärztinnen und betriebsärzte, soziale an-
sprechpartner/innen und die beschäftigten selbst
sowie gegebenenfalls auch die Kund(inn)en sollten
nach Möglichkeit einbezogen werden. es stellen
sich fragen wie: Welche tätigkeiten werden ausge-
übt? Welche Mitarbeitenden machen das? Welche
bedürfnisse haben diese? Welche arbeitsmodelle
gibt es? Welche arbeitsschutzaspekte sind auf je-
den fall zu berücksichtigen?
darüber hinaus müssen beschäftigte in ihrer Kompe-
tenz und selbstverantwortung gestärkt werden. Je-
den tag von neuem zu entscheiden, wo und wie man

seine arbeit verrichtet, kann ebenso als belastung er-
fahren werden. information und Weiterbildungs-
maßnahmen müssen deshalb integraler bestandteil
der Veränderungsprozesse sein. 
ein Öffentlicher dienst, der im Wettbewerb um gute
fachkräfte mit der Privatwirtschaft steht, sollte die
Chancen nutzen. starke städte und gemeinden tra-
gen zur standortqualität bei und sichern fairen Wett-
bewerb. ◼

9 Krauss-Hoffmann, P., & seiler, K.
(2019) . gesundheitsbericht der
landesregierung. auswertung der
fehlzeiten der beschäftigten des
landes nrW für das Jahr  2018 (im
erscheinen). 

cht bürgermeister/innen sowie gouverneurinnen und gou-
verneure aus ecuador und Peru haben im oktober die ge-

schäftsstelle des städte- und gemeindebundes nrW besucht.
Hauptgeschäftsführer dr. bernd Jürgen schneider tauschte sich
mit den interessierten gästen intensiv über den deutschen föde-
ralismus und die aufgaben des Verbandes aus. im rahmen eines
dialogprogramms machte sich die südamerikanische delegation
eine Woche lang mit der Kommunalpolitik in deutschland ver-
traut. die Konrad-adenauer-stiftung hatte die Politiker/innen zu
der reise eingeladen. Ziel des besuchs war der fachliche aus-
tausch über praktische fragen der kommunalen selbstverwal-
tung. die besucher/innen konnten dadurch anregungen für ihre
politische arbeit und den dezentralisierungsprozess in ihren län-
dern gewinnen.

Besuch aus Südamerika in der Geschäftsstelle
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Landesinstitut für Arbeitsgestaltung des
Landes NRW

das landesinstitut für arbeitsgestaltung des lan-
des nordrhein-Westfalen (lia.nrw) beschäftigt
sich an den standorten bochum und düsseldorf
unter anderem mit zukunftsweisenden fragen
und Problemstellungen aus der arbeitswelt, ent-
wickelt gestaltungsansätze und verbreitet er-
kenntnisse über gesunde arbeitsbedingungen.
das institut berät und unterstützt die landesre-
gierung und die staatliche arbeitsschutzverwal-
tung nordrhein Westfalen rund um das thema
sicherheit und gesundheit am arbeitsplatz. in
dem rund 100-köpfigen team arbeiten Mitarbei-
ter/innen unter anderem aus den bereichen Me-
dizin, arbeitswissenschaft, Psychologie, soziolo-
gie, Physik, Chemie, technik und ingenieurwesen
sowie der Verwaltung fachübergreifend zusam-
men.

ZUR SACHE 

Die Planung
des büros der

zukunft sollte 
interdisziplinär und
beteiligungs-
orientiert erfolgen
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als arbeitgeberin bietet die Stadt Paderborn ihren beschäftigten mit flexiblen
arbeitszeitmodellen und weiteren angeboten gute bedingungen für die
Vereinbarkeit von Familie und beruf

Stadt Paderborn setzt auf 
Familienfreundlichkeit

rbeit und gesundheit hängen eng miteinander
zusammen. da wir rund ein drittel der lebenszeit

am arbeitsplatz verbringen, bieten sich hier viele ver-
schiedene Hebel zur gesundheitsförderung. dabei
spielen der äußere rahmen der arbeit, arbeitszeitmo-
delle und die art und Weise, wie sich die arbeit in übrige
aspekte des lebens einbetten lässt, wichtige rollen. 

Flexibilisierung der Arbeit der stadt Paderborn
als arbeitgeberin ist es wichtig, gute Maßnahmen zur
flexibilisierung der arbeit zu finden und positive ef-
fekte zu erzielen. einerseits wirkt sich das direkt auf
die gesundheit der beschäftigten aus, indem stress
und Zeitdruck reduziert werden können. andererseits
können auch positive effekte hinsichtlich der Perso-
nalgewinnung erzielt werden, da bewerber(inne)n
oder beurlaubten beschäftigten durch Maßnahmen
zur Vereinbarkeit von familie und beruf ein leichterer
einstieg ermöglicht wird.
seit zehn Jahren verfolgt die stadtverwaltung Pader-
born eine familien- und lebensphasenbewusste Perso-
nalpolitik. im Jahr 2009 erhielt sie erstmalig das audit

berufundfamilie und nach mehrmaligen re-auditie-
rungen im august 2019 ein dauerhaftes auditierungs-
zertifikat. in diesen zehn Jahren sind bei der stadt Pa-
derborn zahlreiche Maßnahmen und organisatorische
lösungen entwickelt worden, damit beschäftigte ihren
beruf und ihre familien vereinbaren können.

Individuelle Arbeitszeitmodelle die gründe
von beschäftigten, von der regelarbeitszeit abzuwei-
chen, sind vielfältig. bei der stadt Paderborn existie-
ren zahlreiche individuelle arbeitszeitmodelle, so-
dass für fast jede einzelsituation unter Wahrung der
dienstlichen interessen eine lösung gefunden wer-
den kann. Vielfach werden die arbeitszeiten an die
betreuungszeiten der Kinder angepasst, bis hin zu
unterhälftigen teilzeitmodellen. 
Zusätzlich hat der Personalbereich der stadt Pader-
born einen teilzeitpool eingerichtet. dort melden
sich beschäftigte an, die interesse an einer teilzeit-
stelle haben. sie werden dann kontaktiert, wenn eine
entsprechende stelle oder ein passender Partner
oder eine passende Partnerin für eine stellenpart-

a
Clarissa Kühl ist 
gesundheits-
managerin bei der
stadt Paderborn
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Seit zehn Jahren
verfolgt die

Stadtverwaltung
Paderborn eine

familien- und
lebensphasenbewusste

Personalpolitik
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nerschaft gefunden wurde. bleiben einzelne stunden
als marginale Überhänge ungenutzt, kommen diese
in einen zentralen reservepool, auf den später zu-
rückgegriffen werden kann. das Jobsharing hat be-
reits häufig zu win-win-situationen für arbeitgeber
und beschäftigte geführt und wird gerne angenom-
men. 

Erweiterung des Gleitzeitrahmens auch die
mögliche erweiterung des gleitzeitrahmens stellt für
viele beschäftigte eine erleichterung dar, da dadurch
die arbeitszeit leichter und unkomplizierter an be-
treuungszeiten angepasst werden kann.

Verlässliche Schichtsysteme durch die verlässli-
chen schichtsysteme bei der feuerwehr haben die
Kolleg(inn)en mehr Planungssicherheit für ihre pri-
vaten betreuungssituationen gewonnen. in Pader-
born wird auf das 24-stunden-schichtsystem zurück-
gegriffen. auf einen arbeitstag folgt eine zweitägige
ruhephase. um sicherzustellen, dass die wöchentli-
che Höchstarbeitszeit von 48 stunden nicht über-
schritten wird, wurden auch ausgleichstage fest in
die schichtplanung eingeführt. 

Telearbeit in der Verwaltung die telearbeit ist bei
der stadtverwaltung nach einer Pilotphase 2017 per
dienstvereinbarung offiziell eingeführt worden. aktu-
ell nutzen 67 städtische beschäftigte dieses angebot
und es werden immer mehr (siehe schaubild s. 18).
die fortschreitende digitalisierung unter anderem
durch die einführung eines dokumentenmanage-
mentsystems ist ein wichtiger schritt, telearbeit zu
ermöglichen. im rahmen der alternierenden telear-
beit können die beschäftigten bis zu vier tage in der
Woche im Homeoffice arbeiten, solange sie mindes-
tens einen Präsenztag im büro sind. 
die erfolge der telearbeit liegen auf der Hand. so wer-
den viele Pendel-Kilometer eingespart. einige be-
schäftigte können durch diese arbeitsform mehr
stunden arbeiten, da in manchen fällen ein zeitauf-
wändiger anfahrtsweg entfällt. für andere beschäf-
tigte ist es durch die telearbeit möglich, frühzeitiger
aus der elternzeit zurückzukehren. davon profitieren
beide seiten, denn die stadt Paderborn ist als arbeit-
geberin sehr daran interessiert, gut ausgebildete
fachkräfte schnell wieder in den arbeitsprozess ein-
zubinden.
die telearbeit ist jedoch auch mit neuen anforderun-
gen an die beschäftigten und auch an die führungs-
kräfte verbunden. einerseits verlangt die arbeit 
zuhause von den beschäftigten disziplin und selbst-
organisation und andererseits Vertrauen und fürsor-
ge auf der seite der führungskräfte. die Kommunika-
tion mit den beschäftigten in Heimarbeit ist
kontinuierlich aufrechtzuerhalten, insbesondere bei
denjenigen, die mehrere tage von zuhause aus arbei-
ten. durch die zunehmende digitalisierung bei der

stadt Paderborn soll auch weiteren beschäftigten-
gruppen telearbeit ermöglicht werden.

Betriebliche Kinderbetreuung seit Mitte 2019
gibt es in direkter nähe zum größten standort der
stadtverwaltung auch eine betriebskita, die eine
wichtige unterstützung zur Vereinbarkeit von beruf
und familie leistet. die betriebliche Kinderbe-
treuung bietet Plätze für neun Kinder ab vier
Monaten bis drei Jahren. betreut werden die
Kinder von ausgebildeten erzieher/innen, die
bei der stadt beschäftigt sind. die betreuungs-
zeiten können auf die arbeitszeiten der be-
schäftigten eltern abgestimmt werden.
Mit diesem Modell kann eine rückkehr nach ei-
ner elternzeit erleichtert oder auch eine auf-
stockung der arbeitszeit ermöglicht werden. für

Wir wünschen allen unseren Leserinnen und
Lesern sowie allen kommunal 

Engagierten ein gesegnetes Weihnachtsfest 
und ein erfolgreiches Jahr 2020
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Die Betriebskita ist
eine wichtige
Maßnahme der
Stadtverwaltung zur
Förderung der
Vereinbarkeit von
Familie und Beruf
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Anzahl Beschäftigte in Telearbeit

eine notfallbetreuung wird ein Platz dauerhaft freige-
halten. sollten beschäftigte eltern durch eine uner-
wartete situation keine betreuung haben, können sie
ihr Kind kurzfristig in die betreuung geben. Zusätzlich
werden an zwei Verwaltungsstandorten eltern-Kind-
büros vorgehalten.

Weitere Unterstützungsleistungen die stadt
Paderborn bietet ihren beschäftigten auch verschie-
dene beratungsmöglichkeiten sowohl für den dienst-
lichen als auch den privaten bereich an. Hier stehen
die betriebliche sozialberatung und die gleichstel-
lungsbeauftragte zur Verfügung.
für betroffene beschäftigte wurde ein offener ge-
sprächskreis „Pflegende angehörige“ eingeführt. er fin-
det regelmäßig statt und die teilnahme der betroffe-
nen beschäftigten wird teilweise als dienstzeit gezählt.
für die teilnahme an fortbildungen werden, wenn dies
erforderlich ist, Kosten für die betreuung von Kindern
oder pflegebedürftige angehörige übernommen.

Kontinuierlicher Prozess die angebote und Maß-
nahmen, die zur Verbesserung der Vereinbarkeit von
familie und beruf entwickelt worden sind, können
als äußerst positiv bewertet werden. sie werden von
den beschäftigten aktiv genutzt und haben in vielen
fällen zur gewinnung von fachpersonal beigetragen.
die stadt Paderborn positioniert sich auf dem ar-
beitsmarkt als familienfreundliche arbeitgeberin.
die stadt Paderborn versteht dies als laufenden Pro-
zess, in dem die Möglichkeiten und angebote regel-
mäßig evaluiert und an aktuelle anforderungen an-
gepasst werden. neben der umsetzung der
beschriebenen Maßnahmen gilt es auch, die akzep-
tanz gegenüber Kolleg(inn)en mit familiären Ver-
pflichtungen sowohl auf führungs- als auch auf 
Mitarbeiterebene zu stärken. Hier werden entspre-
chende fortbildungsangebote offeriert. ◼

6

16

30

41

67

Die Anzahl der Vereinbarungen zur Telearbeit hat bei der
Stadt Paderborn in den letzten Jahren kontinuierlich
zugenommen

Arbeitsplätze sicher und
gesund gestalten
Die unfallkasse nrW unterstützt öffentliche Verwaltungen
bei der entwicklung und umsetzung von
Präventionsmaßnahmen zur Sicherheit und gesundheit
ihrer beschäftigten

ie unfallkasse nrW als unfallversicherungsträger
für den öffentlichen dienst hat die gesetzlich vor-

gegebene aufgabe arbeitsunfälle, berufskrankheiten
und arbeitsbedingte gesundheitsgefahren durch ge-
eignete präventive Maßnahmen in öffentlichen Ver-
waltungen zu vermeiden. ferner unterstützt die un-
fallkasse nrW ihre Mitgliedsbetriebe bei dem Ziel, die
gesundheit ihrer beschäftigten nicht nur zu schützen,
sondern diese auch langfristig und nachhaltig zu ver-
bessern.
betriebliches gesundheitsmanagement ist nicht nur
ein Projekt, es ist ein Prozess, der die entwicklung der
gesamtorganisation einbezieht. Ziel ist die systemati-
sche und strukturierte entwicklung, Planung und len-
kung betrieblicher strukturen und Prozesse, um die ge-
sundheit der beschäftigten zu erhalten und zu fördern.
Maßnahmen des betriebliches gesundheitsmanage-
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Uwe Tchorz ist 
Mitarbeiter der 
abteilung „orga-
nisation von sicherheit
und gesundheit“ der 
unfallkasse nrW

DER AUTOR



THEMA BETRIEBLICHES GESUNDHEITSWESEN

stÄdte- und geMeinderat �2/20�9    19

ments beziehen sowohl das individuelle Verhalten je-
des beschäftigten als auch die Verhältnisse - arbeits-
bedingungen, arbeitsorganisation und arbeitsumfeld
- mit ein.

Lohnendes Ziel der erhalt der gesundheit und leis-
tungsfähigkeit der beschäftigten ist besonders vor
dem Hintergrund zunehmender leistungsverdich-
tung sowie steigender Komplexität der beruflichen
anforderungen oberstes Ziel für einen gesunden be-
trieb. unternehmen können dem Wandel der arbeits-
welt begegnen, indem sie die gesundheit ihrer Mit-
arbeiter/innen aktiv fördern. unternehmen, die sich
um die gesundheit und das Wohlbefinden der be-
schäftigten kümmern, zeigen ihre Wertschätzung für
die arbeit und leistung der beschäftigten.  
nicht zuletzt schließt die einführung eines systema-
tischen gesundheitsmanagements auch wirtschaft-
liche Überlegungen ein. Motivation, Qualifizierung
und gesundheit können die arbeitsfähigkeit der
Mitarbeitenden steigern, erhöhen die arbeitszufrie-
denheit und können somit zu weniger krankheits-
bedingten Kosten und zu einer gesteigerten Wett-
bewerbsfähigkeit führen. 

Nutzung von Strukturen im idealfall baut ein be-
triebliches gesundheitsmanagement auf eine bereits
bestehende funktionierende arbeitsschutzorganisati-
on auf. so können bereits bestehende strukturen und
Prozessabläufe genutzt werden. es sollte Klarheit über

die Ziele bestehen: Was wollen wir genau erreichen? 
auf diese analyse aufbauend folgt die gezielte Planung
von Maßnahmen und deren umsetzung. ein wichtiger
aspekt hierbei ist, abschließend eine bewertung/er-
folgskontrolle in die Prozessabläufe zu verankern. die
dabei gewonnenen erkenntnisse und ergebnisse sind
die notwendige ausgangsbasis für weitere zukünftige
entscheidungen.
für ein erfolgreiches Vorgehen haben sich in der Praxis
einige Prinzipien als Qualitäts- und erfolgskriterium he-
rausgestellt:

• eine ausreichende Qualifizierung der beteiligten ak-
teure,

• eine offene informations- und Kommunikationskul-
tur,

• die berücksichtigung der Vielfalt der beschäftigten,
• die beteiligung der verschiedenen interessengruppen

innerhalb des unternehmens,
• die bildung von netzwerken und die nutzung externer

unterstützung, 
• ein Marketing für gute ideen sowie 
• eine dokumentation, die sich auf das Wesentliche

konzentriert.

Prävention in öffentlichen Verwaltungen Wo
stehen die öffentlichen Verwaltungen bei der umset-
zung und entwicklung ihrer gesundheitsorientierten
Prävention am arbeitsplatz? Mit dieser thematik be-
schäftigt sich die unfallkasse nrW auf der grundlage
von regelmäßigen befragungen aller öffentlichen Ver-
waltungen in nrW: erstmalig im Jahr 2010, erneut im
Jahr 2015 und bereits geplant wieder im nächsten Jahr.
bei der letzten befragung 2015 sollte herausgefunden
werden, ob und in welchen Handlungsfeldern - rah-
menregelungen, Ziele, ressourcen, steuerungsgremien,
strukturelle und planerische rahmenbedingungen, di-
agnose, Maßnahmenplanung, Maßnahmen und eva-
luation - Veränderungen und entwicklungen erkennbar

Zunehmenden
Belastungen am
Arbeitsplatz kann durch
gesundheitsorientierte
Prävention begegnet
werden

ergebnisse der Mitgliederbefragungen
der unfallkasse nrW: www.unfallkas-
se-nrw.de (Webcode: s0393) 

Qualitätskriterien im Präventionsfeld
„gesundheit im betrieb“ der gesetz-
lichen unfallversicherungsträger und
der deutschen gesetzlichen unfallver-
sicherung: www.dguv.de (Webcode:
d69359)   

Prämiensystem der unfallkasse nrW:
www.unfallkasse-nrw.de, rubrik „si-
cherheit und gesundheitsschutz“ /
„themen“ /  „Prämiensystem“

100

90

80

70

60

50

40

30

20

10

0
2010 2015

SC
H

AU
BI

LD
: U

N
FA

LL
KA

SS
E 

N
RW

N = 485

In welchem Umfang werden in Ihrem Unternehmen 
Maßnahmen zu „Gesundheit im Betrieb“ umgesetzt?

% N = 429

39,8

52,6

7,6

25,87

63,4

10,72

überhaupt nicht im gesamten unternehmen in ausgeählten unternehmensabteilungen (z.b. als Pilotbereich)

Wie ein Vergleich der
Umfrageergebnisse

von 2010 und 2015
zeigt, setzen immer

mehr öffentliche
Verwaltungen

Maßnahmen zur
„Gesundheit im

Betrieb“ um
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sind und inwieweit frühere Prognosen sich erfüllt ha-
ben.
in der gesamtbetrachtung beurteilten 21,4 Prozent der
öffentlichen Verwaltungen das Handlungsfeld „ge-
sundheit im betrieb“ als „sehr wichtig“ bis „außeror-
dentlich wichtig“. bei der befragung 2010 waren es
noch 17,6 Prozent. bei der beurteilung des zukünftigen
stellenwertes - in fünf Jahren - vertraten 54,3 Prozent
diese auffassung gegenüber 40,1 Prozent im Jahr 2010.
der bereits bei der ersten befragung erkennbare trend
hat sich damit noch einmal deutlich verstärkt.

Angebote der Unfallkasse NRW nach einschät-
zung der öffentlichen Verwaltungen in nrW ist ge-
sundheitsorientierte Prävention am arbeitsplatz ein

zunehmend wichtiges themenfeld. aufgrund seiner
unterschiedlichen facetten wird es immer noch wei-
tere Möglichkeiten geben, um das Potenzial dieses
themenfeldes auszuschöpfen.
die unfallkasse nrW unterstützt öffentliche Verwal-
tungen mit verschiedenen angeboten. die fachleute
der unfallkasse:

•   informieren, wie ein betriebliches gesundheitsma-
nagement systematisch eingeführt werden kann, 

•   führen Prozess- und strukturberatungen sowie qua-
litative und quantitative analysen durch, 

•   gestalten netzwerke zum betrieblichen gesund-
heitsmanagement und  

•   bieten themenspezifische seminare an.                  ◼

altersgerechtes arbeiten
arbeitsorganisation/arbeitsinhalte

betriebliches eingliederungsmanagement
bewegung
ergonomie
ernährung

führungsverhalten
Medizinische Vorsorge

Muskel-skelett-belastungen und -erkrankungen
nichtraucherschutz & raucherentwöhnung

Physik.-chem.-biologische beeinträchtigungen
Prävention von Hauterkrankungen

Psych. und psychosoz. belastungen und
beanspruchungen einschl. stress und

sonstige
suchtprävention

Zielgruppenspezifische Maßnahmen

0 = keine          1 = geringe                 2 = eher geringe           3 = eher hohe 4 = hohe
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Aktuelle Priorität und zukünftige Bedeutung der Themenfelder (2015) 

2,28
2,09

2015 aktuelle Priorität 2015 zukünfitge bedeutung

2,05
1,84

1,19
1,18

3,13
2,78

2,93
2,08

2,93
2,72

3,14
326

2,74
2,99

2,91
3,15

1,96
2,31

2,96
3,32

2,90
3,02

2,56
2,83

1,71
1,68

Nach Einschätzung der
öffentlichen

Verwaltungen in NRW
wird das Thema

gesundheitsorientierte
Prävention am

Arbeitsplatz immer
wichtiger werden

Die unfall-
kasse unter-

stützt öffentliche
Verwaltungen

1,44
1,5

1,99
1,88

ie stadt eschweiler gehört zu den gewinnern beim
Wettbewerb „Klimaaktive Kommune 2019“. die aus-

zeichnung wurde für die Modellsiedlung „neue Höfe dürwiß“
vergeben. dort wurde mit Partnern ein übertragbarer ansatz
zu ressourceneffizientem und klimafreundlichem Planen und
bauen entwickelt und umgesetzt. „ich freue mich sehr über
die auszeichnung und ich bin sehr stolz darauf, dass die be-
mühungen für eine klimaaktive Kommune früchte tragen“,
sagte bürgermeister Rudi Bertram (foto 4. v. rechts), der den
Preis am 5. november 2019 in berlin entgegennahm. das
Preisgeld von 25.000 euro wird in eine nachhaltigkeitsstif-
tung eingebracht, die die arbeit von organisationen und bürger-
schaftlichem engagement in eschweiler zur stärkung einer
nachhaltigen entwicklung fördert.

Eschweiler unter klimaaktiven Kommunen 

D
PE

TE
R 

H
IM

SE
L/

D
IF

U



stÄdte- und geMeinderat �2/20�9    21

eine aktuelle Studie im auftrag der komba gewerkschaft nrw zeigt
handlungsmöglichkeiten auf, wie Kommunen ihre beschäftigten gegen
gewaltsame Übergriffe schützen können

Beschäftigte schützen und
Übergriffe reduzieren

eldungen von Übergriffen auf beschäftigte in
Kommunalverwaltungen finden sich immer

wieder in der Presseberichterstattung. Verbale ent-
gleisungen von bürger(inne)n als resultat zuneh-
mender Verrohung sind mittlerweile keine selten-
heit mehr. aber auch körperliche gewalt gegenüber
Mitarbeiter(inne)n kommt vor. auch wenn gravie-
rende Übergriffe noch die ausnahme sind, lautet un-
ser klarer grundsatz: Jeder fall ist einer zu viel! 

Aktuelle Studie seit Jahren nimmt die komba ge-
werkschaft nrw das thema gewalt gegen beschäf-
tigte in den blick. Vor kurzem ist dazu in ihrem auf-
trag und gefördert durch das nordrhein-westfälische
Ministerium für Heimat, Kommunales, bau und
gleichstellung eine aufbaustudie erschienen. eine
erste studie zur sicherheit und gewaltprävention in
Kommunalverwaltungen wurde bereits 2014 veröf-
fentlicht. 
Mit dem neuen gutachten „Übergriffe gegen be-
schäftigte in Kommunalverwaltungen“ soll das Wis-
sen über die Verbreitung des gewaltphänomens in
den Kommunen verbessert, erkenntnisse über den
ist-Zustand gewonnen und konkrete Handlungs-
empfehlungen gegeben werden, um Übergriffe zu
reduzieren und beschäftigte besser zu schützen. die
basis des gutachtens, das vom institut für Polizei-
und Kriminalwissenschaften der fachhochschule für

öffentliche Verwaltung unter leitung von Prof. dr.
bernhard frevel durchgeführt wurde, bilden fallstu-
dien aus sechs repräsentativ ausgewählten städten
und Kreisen unterschiedlicher größe.
durch gruppeninterviews mit Mitarbeitenden ver-
schiedener amts- und fachbereiche sowie interviews
mit sachgebiets-, amts-, fachbereichs- und behör-
denleitungen sowie Personalräten wurden anhand
von standardisierten Vorgangs- und Vorfallserhe-
bungen die Problemfelder erfasst. aus den gewon-
nenen erkenntnissen lässt sich nun eine tendenz der
sicherheitslage in den Kommunalverwaltungen ab-
leiten.

Unterschiedliche Wahrnehmung in den grup-
peninterviews mit den Mitarbeitenden aus den ver-
schiedenen Verwaltungsbereichen wurde deutlich,
dass viele der befragten bereits eigene erfahrungen
mit beleidigungen, bedrohungen und Übergriffen
gemacht haben. nach einschätzung der befragten
wird der ton in den Verwaltungen als zunehmend
rauer und respektloser empfunden. dabei sind es we-
niger die körperlichen gewalttaten, sondern viel-
mehr die verbalen entgleisungen, die deutlich zuge-
nommen haben und ihren alltag prägen.
eine große anzahl der befragten fühlte sich mit ihren
gewalterfahrungen von den Vorgesetzten allein ge-
lassen. aus diesem grund haben viele beschäftigte

m

Eckhard Schwill ist
leiter geschäfts-
bereich recht bei der
komba gewerkschaft
nrw
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sind immer häufiger
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Vorfälle erst gar nicht gemeldet, weil sie nach ihrer auf-
fassung von den Vorgesetzten nicht ernst genommen
und die Vorfälle nicht weiter verfolgt werden. 
in den interviews mit den führungskräften zeigte sich
ein anderes bild. diese waren der Meinung, einen gu-
ten blick auf die lage zu haben, Mitarbeitende entspre-
chend zu schützen und zu betreuen sowie angemessen
auf Übergriffe zu reagieren. 

Kommunikation und Verantwortlichkeiteneine
zentrale schlussfolgerung und forderung ist, dass die
Kommunikation über arbeitsbelastungen transparen-
ter, regelmäßiger und lösungsorientierter geführt wer-
den muss. dabei kommt der behördenleitung eine ent-
scheidende rolle zu. sie muss offenheit für das thema
schaffen und sicherstellen, dass auf allen führungs-
ebenen der Verwaltung gewalt gegen beschäftigte
ernst genommen wird. nur wenn eine Vertrauensbasis
entsteht und es für alle führungskräfte selbstverständ-
lich ist, Hilfestellungen anzubieten, und beschäftigte
gleichermaßen bereit sind, Probleme zu kommunizie-
ren und Hilfsangebote abzufragen, kann der innerbe-
hördliche dialog auf sämtlichen ebenen vorangebracht
werden.
aus den befragungen ging zudem hervor, dass es be-
reits im Vorfeld möglicher gefahrensituationen not-
wendig ist, geregelte organisationsabläufe, Verant-
wortlichkeiten und verbindliche Meldewege zu
erarbeiten und festzulegen. dabei muss vermittelt wer-
den, wo und wie die Mitarbeitenden Übergriffe mel-
den, wer gegebenenfalls strafanzeige oder strafantrag
stellt oder wer ein mögliches Hausverbot ausspricht. 
Vielfach ist den Verwaltungen nicht bekannt, dass der
dienstherr im fall von Übergriffen gegen beschäftigte
des öffentlichen dienstes selber strafanzeige oder
strafantrag stellen kann - und dies auch muss. die kom-
ba gewerkschaft nrw rät daher allen beschäftigten bei
strafanzeigen nicht selbst in erscheinung zu treten. nur
so lässt sich ein schutz der eigenen Person erzielen.
ebenso fordert die komba gewerkschaft nrw dazu auf,
prinzipiell jeden angriff zu melden. Zudem wird die an-

fertigung eines innerbehördlichen notfallordners an-
geregt, in dem alle sicherheitsrelevanten dokumente
und Hinweise gebündelt hinterlegt sind. Konkrete Vor-
schläge dazu hat die unfallkasse nrW entwickelt.

Raum- und Arbeitsplatzgestaltung eine weitere
Komponente, um die sicherheit in der Kommune zu
stärken, ist eine gefahrenbewusste raum- und arbeits-
platzgestaltung. so kann beispielsweise eine angeneh-
me atmosphäre im Wartebereich eine freundlichere
stimmung bei den Kund(inn)en erzeugen.
ebenso kann eine gefahrenbewusste büroeinrichtung
zur risikominderung am arbeitsplatz beitragen. es
empfiehlt sich darüber hinaus arbeitsmaterialien wie
locher, schere oder tacker, die als Wurf- oder schlag-
werkzeug dienen können, nicht in reichweite von
Kund(inn)en aufzubewahren.

Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen ein we-
sentlicher bestandteil der gewaltprävention in den
Kommunalverwaltungen ist außerdem ein regelmäßi-
ges angebot von aus- und Weiterbildungsmaßnah-
men für beschäftigte und führungskräfte. dazu gehö-
ren Kommunikations- und  deeskalationstrainings,
schulungen zur stärkung der interkulturellen Kompe-
tenz oder auch trainingskurse zur selbstverteidigung.
Zusätzlich sollten den betroffenen beschäftigten nach
Übergriffen psychologische ersthilfen und betreuung
angeboten werden.
die studie ergab, dass insbesondere beschäftigte im
außendienst besonders gefährdet sind, opfer von an-
griffen zu werden. für beschäftigte in den kommuna-
len ordnungsdiensten ist die persönliche schutzaus-
rüstung vielfach schon standard. aber auch in anderen
bereichen, beispielsweise bei Maßnahmen nach dem
Psychisch-Kranken-gesetz, muss über geeignete
schutzausrüstungen nachgedacht werden.

Gemeinsames Handeln die von den gutachtern
vorgeschlagenen Maßnahmen bilden ein Paket voller
Handlungsempfehlungen, um einen besseren schutz
der beschäftigten vor Übergriffen zu ermöglichen. ent-
halten sind Vorgehensweisen, die alle städte, gemein-
den und Kreise gleichermaßen nutzen können. die für-

sorgepflicht des dienstherrn gebietet nach
auffassung der komba gewerkschaft nrw
eine Handlungsverpflichtung zum schutze
der beschäftigten.
doch nicht nur arbeitgeber und diensther-
ren sind gefragt. die thematik stellt eine
Querschnittsaufgabe für mehrere beteilig-
te dar. arbeitgeber und dienstherren, Poli-
tik, kommunale spitzen und gewerkschaf-
ten sollten an einem strang ziehen.
gemeinsam können und müssen alle zu-
sammen ein Zeichen gegen gewalt und für
mehr sicherheit setzen. ein anfang ist mit
der studie gemacht. ◼

Übergriffe gegen Beschäftigte 
in 

Kommunalverwaltungen
Analyse und Handlungsempfehlungen

www.komba-nrw.de

Frevel • Görisch • Kaup • Kohl • Maldinger • Bühler • Potthoff
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Die Kommunal agentur nrW unterstützt Kommunen bei der gefährdungsbeurteilung und
zeigt lösungsalternativen für sichere arbeitsplätze auf

Arbeitsschutz braucht Dokumentation

er arbeitgeber hat durch eine beurteilung der
für die beschäftigten mit ihrer arbeit verbun-

denen gefährdung zu ermitteln, welche Maßnah-
men des arbeitsschutzes erforderlich sind.“ dies ist
ein textauszug aus § 5 des arbeitsschutzgesetzes
(arbschg), das 1996 in Kraft getreten ist. diese all-
gemeine forderung wird inzwischen in weiteren
spezialvorschriften - Verordnungen oder techni-
schen regeln - konkretisiert. es geht um die „beur-
teilung der arbeitsbedingungen“, in der modernen
arbeitswelt auch häufig gefährdungsbeurteilung
genannt.
doch wie ist es möglich, dass mehr als 23 Jahre nach
inkrafttreten des arbschg viele Kommunen immer
noch große schwierigkeiten bei der umsetzung die-
ser auf den ersten blick recht unspektakulären ge-
setzlichen forderung haben? Wo liegen die umset-
zungsprobleme aus kommunaler sicht und welche
lösungsansätze gibt es?
in der Praxis stellt sich auch die frage nach dem sinn
der gefährdungsbeurteilung, die häufig auch als
„bürokratisches Monster“ bezeichnet wird. erfüllt
dieser zum teil als erheblich empfundene aufwand
neben der erreichung von rechtssicherheit auch ei-
nen anderen Zweck?

Spektrum an Tätigkeiten in Kommunen ist das
spektrum von zu beurteilenden tätigkeiten der ar-
beitsbedingungen und damit der abzuleitenden
schutzmaßnahmen sehr breit. es reicht von einfa-
chen bildschirmarbeitsplätzen in der Verwaltung bis
hin zu komplexen tätigkeiten im operativen bereich,
wie das einsteigen in umschlossene räume von ab-
wassertechnischen anlagen. 
darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass neben
den körperlichen belastungen auch die psychischen
belastungen bei der arbeit im rahmen der gefähr-
dungsbeurteilung betrachtet werden müssen. diese
sogenannte gefährdungsbeurteilung „Psyche“ wird
häufig getrennt betrachtet und setzt Verantwortliche
vor zusätzliche Herausforderungen.

Flexibilität und Eigenverantwortung Mit der
sogenannten deregulierung hat der gesetzgeber das
Ziel verfolgt, durch das Vermeiden von starren Vorga-
ben dem arbeitgeber im rahmen der gefährdungs-
beurteilung die Möglichkeit einzuräumen, selbst-
ständig praxisgerechte individuelle Maßnahmen
auszuwählen. allerdings ist parallel dazu auch die ei-
genverantwortung im arbeits- und gesundheits-
schutz für die Verantwortlichen gestiegen. 
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die gefährdungsbeurteilung ist viel mehr als nur ein
soll-ist-Vergleich mit vorhandenen Vorschriften. Ziel
der gefährdungsbeurteilung ist es, durch systemati-
sches Vorgehen die von den arbeitsplätzen und tätig-
keiten ausgehenden gefährdungen und gesundheit-
lichen belastungen zu ermitteln und anschließend zu
bewerten, um daraus geeignete schutzmaßnahmen
ableiten zu können. 
für die kommunalen entscheidungsträger/innen
kann und sollte deshalb die gefährdungsbeurteilung
in erster linie ein hilfreiches führungsinstrument zur
Verbesserung von betriebsabläufen, senkung von
au-Krankheitstagen und zur erreichung von Prozess-
sicherheit sein.

Arbeitsbedingungen im Wandel die gefähr-
dungsbeurteilung kann auch tätigkeiten und the-
men umfassen, über die es keine konkreten Vorschrif-
ten und Hilfestellungen gibt. dies ist etwa beim
thema „gewaltprävention“ bei tätigkeiten mit direk-
tem Kundenkontakt der fall. 
dieses beispiel zeigt, dass durch fortlaufende Verän-
derungen im arbeitssystem, etwa durch neue aufga-
ben, arbeitsmittel oder gefahrstoffe, die gefähr-
dungsbeurteilung und damit auch die dokumentation
niemals abgeschlossen sind. als mitlaufender Prozess
wird die gefährdungsbeurteilung weiterentwickelt
und überwacht. 
es zeigt sich somit, dass das „erlangen von rechtssi-
cherheit“ für die Verantwortlichen vor ort nachvoll-
ziehbar ist, die erstellung einer gefährdungsbeurtei-
lung aber auch weitere wichtige Ziele verfolgt. die
notwendigkeit zur durchführung einer gefähr-
dungsbeurteilung wird heute von den meisten kom-
munalen Verantwortlichen auch nicht angezweifelt.
die Probleme fangen zumeist erst bei der frage nach
der schriftlichen dokumentation an. 

Werkzeug und Nachweis die schriftliche doku-
mentation ist ein wichtiges Werkzeug für die sicher-
heit und gesundheit in jeder einrichtung. die syste-
matische dokumentation erleichtert es den
Verantwortlichen, festgelegte schutzmaßnahmen,
Verantwortungen und termine zur durchführung
der Maßnahmen schriftlich festzuhalten und fortzu-
schreiben. darüber hinaus stellen die schriftlichen
unterlagen im schadensfall einen nachweis gegen-
über den staatlichen behörden und den unfallver-
sicherungsträgern dar.
nicht selten führen die anforderungen an den aufbau
und umfang der dokumentation der gefährdungsbe-
urteilungen zu unsicherheiten bei den verantwort-
lichen führungskräften, so dass die dokumentation
nicht sinnvoll oder praktikabel aufgestellt wird. Hier-
bei stellt sich häufig die frage, „wie“ umfangreich die
dokumentation der gefährdungsbeurteilung eigent-
lich sein muss und ob es konkrete Vorgaben für den
aufbau gibt.

Freie Wahl der Form § 6 des arbeitsschutzgeset-
zes gibt lediglich vor, dass das ergebnis der gefähr-
dungsbeurteilung, die darauf gestützten schutz-
maßnahmen sowie das ergebnis ihrer Überprüfung
dokumentiert werden müssen. die genaue form der
dokumentation der gefährdungsbeurteilung ist ge-
setzlich nicht vorgegeben. Jede Kommune kann also
unter berücksichtigung ihrer konkreten bedingun-
gen ihre Vorgehensweise selbst bestimmen und do-
kumentieren. 
gängige Möglichkeiten in der Praxis sind excel-
tabellen. aber auch unterschiedliche softwarelösun-
gen und andere individuelle lösungen für die doku-
mentation sind möglich und kommen zum einsatz.
doch gerade diese „freiheit“ in der Wahl der doku-
mentation stellt die Verantwortlichen häufig vor
Probleme.

Vermeidung von Doppelarbeit um den ar-
beits- und gesundheitsschutz praxisgerecht steu-
ern zu können, sollte die dokumentation der ge-
fährdungsbeurteilung möglichst kompakt gehalten
werden. insbesondere doppeldokumentationen
können durch eine systematische Vorgehensweise
vermieden werden. durch eine strukturierte Vorge-
hensweise kann die dokumentation der gefähr-
dungsbeurteilung klein gehalten werden und somit
als überschaubares steuerungsinstrument im ar-
beitsschutz dienen, ohne dass wesentliche gefähr-
dungen außer acht bleiben.
insbesondere in operativen bereichen mit diversen
aufgabenfeldern und tätigkeiten, wie zum beispiel
auf baubetriebshöfen mit unzähligen arbeitsmitteln,
gefahrstoffen und tätigkeiten, kann die dokumenta-
tion der gefährdungsbeurteilung nahezu grenzenlos
fortgeführt werden. um dennoch eine sinnvolle und
praktiklabe dokumentation vorzuhalten, ist häufig

Die gefähr-
dungs-

beurteilung ist viel
mehr als nur ein
Soll-Ist-Vergleich
mit vorhandenen
Vorschriften

Bei ergonomisch gleichartig gestalteten
Bildschirmarbeitsplätzen ist eine Doppeldokumentation
nicht sinnvoll 
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fingerspitzengefühl und zusätzliche fachliche exper-
tise mit Kenntnis über aktuelle rechtsprechung und
gefährdungspotenzial gefragt.
die dokumentation sollte als instrument „so viel wie
nötig und so wenig wie möglich“ umfassen. Ziel ist
es, bei der dokumentation der gefährdungsbeurtei-
lung kein „bürokratisches Monster“ und regelwerk
zu erschaffen, sondern vielmehr ein zentrales steue-
rungsinstrument für den arbeits- und gesundheits-
schutz vorzuhalten. 

Reduzierung des Umfangs in den arbeitsschutz-
rechtlichen Vorschriften finden sich wesentliche Hin-
weise, die es unter bestimmten Voraussetzungen er-
lauben, den dokumentationsumfang zu reduzieren.
das arbeitsschutzgesetz eröffnet in § 5 abs. 2 satz 2 die
Möglichkeit, dass bei „gleichartigen arbeitsbedingun-
gen“ die beurteilung eines arbeitsplatzes oder einer tä-
tigkeit ausreichend ist. nach § 6 abs. 1 satz 2 arbschg
ist es weiter ausreichend, wenn bei gleichartiger ge-
fährdungssituation die beurteilung zusammengefass-
te angaben enthält. die beurteilung muss jedoch im-
mer je nach art der tätigkeit vorgenommen werden.
damit wird dem arbeitgeber grundsätzlich die Mög-
lichkeit eingeräumt, dass „gleichartige arbeitsbedin-
gungen“, in denen die art der tätigkeit identisch ist,
zusammengefasst dokumentiert werden können.
neben der standardisierten dokumentation der ge-
fährdungsbeurteilung, zum beispiel durch eine beur-
teilung innerhalb einer excel-datei, können auch an-
dere unterlagen, wie  betriebsanweisungen und
gefahrstoffanweisungen, bestandteil der dokumen-
tation sein. betriebsanweisungen, die sowohl die tä-
tigkeit, die gefährdungen und die gesundheitlichen
belastungen sowie die notwendigen schutzmaßnah-
men enthalten, erfüllen nämlich teilanforderungen
für die dokumentation der gefährdungsbeurteilung
nach § 6 arbschg.

Zusammenfassung bei Gleichartigkeit beach-
tet werden sollte allerdings, dass für besondere ar-

beitsabläufe und arbeitsumgebungen, bei denen be-
deutsame abweichungen vorliegen, eine individuelle
dokumentation und beurteilung erforderlich ist. bei
jeder vorgenommenen Zusammenfassung sollte der
Verantwortliche mögliche ausnahmen kennen, die
im einzelfall zu berücksichtigen sind.
bei gleichartigen tätigkeiten oder arbeitsplätzen, wie
etwa bei gleichermaßen ausgestatteten bildschirm-
arbeitsplätzen, ist eine schematische erfassung der
unterlagen ausreichend, sofern die umgebungsbe-
dingungen ebenfalls gleichartig sind.
bei der ergonomischen gestaltung von zwei bild-
schirmarbeitsplätzen ist zum beispiel die beurtei-
lung eines arbeitsplatzes ausreichend, da die örtli-
chen arbeitsbedingungen „gleichartig“ anzusehen
sind. die ausrichtung und gestaltung der ergonomie
ist für beide arbeitsplätze identisch. somit wäre
auch eine doppeldokumentation nicht sinnvoll und
die arbeitsplätze können zusammengefasst doku-
mentiert werden.

Achtung auf Besonderheiten die bezeichnung
„gleichartig“ birgt aber auch gefahren. betrachtet
man die tätigkeit „einstieg in umschlossene räume
von abwassertechnischen anlagen“, so kann eine
vorschnell als gleichartige arbeitsbedingung be-
zeichnete tätigkeit im einzelfall zu fehlenden Maß-
nahmen führen. grund dafür können individuelle
besonderheiten im bereich der arbeitsumgebung
sein.
so können etwa Maßnahmen zur rettung von Perso-
nen aus umschlossenen räumen von abwassertech-
nischen anlagen durch andersartige schachtausfüh-
rungen unterschiedlich ausfallen. bei einem schacht,
der in mehrere ebenen aufgeteilt ist, können andere
rettungsmaßnahmen erforderlich sein, als bei einem
herkömmlichen schacht ohne integrierte Zwischen-
podeste.

Erfahrung und Unterstützung Mit etwas er-
fahrung und systematischem Vorgehen wird die
gefährdungsbeurteilung zu einem hilfreichen
steuerungsinstrument im arbeits- und gesund-
heitsschutz und bei der gestaltung von arbeitspro-
zessen. eine wichtige und zentrale rolle nimmt da-
bei die dokumentation ein. diese sollte auf die
jeweiligen gegebenheiten in der Kommune ange-
passt sein.
ein standardisiertes Vorgehen haben zum beispiel
die stadt oer-erkenschwick und die Kreis- und Hoch-
schulstadt Meschede sowie weitere Kommunen in
nrW in Zusammenarbeit mit der Kommunal agen-
tur nrW, dem dienstleistungsunternehmen des
städte- und gemeindebundes nrW, erfolgreich in
ihren betrieblichen arbeitsschutz eingebunden und
bereits eine praktikable dokumentation der gefähr-
dungsbeurteilung mit wirksamen regelkreisen auf-
gestellt. ◼

Bei einem Schacht, der
in mehrere Ebenen
aufgeteilt ist, können
andere Rettungs-
maßnahmen
erforderlich sein, als bei
einem herkömmlichen
Schacht ohne integrierte
Zwischenpodeste
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rund 100 Vertreter/innen aus Kommunen diskutierten auf der
Integrationstagung des Stgb nrW lebhaft über die Förderung des
politischen engagements von zugewanderten

Integration durch Teilhabe stärken

m Herbst zu einer tagung zum thema integration
einzuladen, entwickelt sich beim städte- und ge-

meindebund nrW zu einer tradition. Wie in den Vor-
jahren trafen sich auch in diesem Jahr fachleute aus
der integrationsarbeit in den räumen der nrW.bank
in düsseldorf, um aktuelle entwicklungen zu disku-
tieren. im fokus der tagung am 29. oktober 2019
standen insbesondere die themen politische teilha-
be und Wohnraummanagement. 
fachlichen input lieferten serap güler, staatssekre-
tärin für integration des landes nrW, suat Yilmaz
von der landeskoordinierungsstelle Kommunale in-
tegrationszentren und engin sakal vom landesinte-
grationsrat. thomas Kull und tim Hegmanns von der
nrW.bank informierten über aktuelle Möglichkeiten
zur finanzierung von Wohnraum. 
auf große resonanz stießen zudem die praxisnahen
berichte über erste erfahrungen mit dem Wohn-
raumführerschein im Kreis lippe sowie die erläute-
rungen von bürgermeister Christoph fleischhauer
aus Moers zum intensiven dialog mit der türkischen
Community im rahmen der sogenannten Wohnzim-
mergespräche. 

Idee aus dem Portal Integration das schwer-
punktthema „teilhabe und engagement“ war ur-
sprünglich im rahmen eines erfahrungsaustausches
im Portal integration des stgb nrW  entwickelt wor-
den. teilnehmer/innen aus Kommunen hatten dabei
berichtet, wie mühsam es sich bisweilen gestaltet, ge-
nügend geeignete bewerber/innen für den integrati-
onsrat zu finden und einen lebendigen austausch mit
der Zielgruppe der Zugewanderten zu organisieren. 
betont wurde auch, wie sehr gute integrationsarbeit
auf Multiplikator(inn)en aus den jeweiligen Commu-
nities angewiesen ist. dieser gesamteindruck war an-
sporn genug, bei der integrationstagung die frage auf-
zugreifen, wie Kommunen das engagement von
bürger(inne)n mit Migrationsgeschichte fördern kön-
nen. Zusätzliche dringlichkeit verlieh dem thema die
anstehende Kommunalwahl im september 2020.
entsprechend groß war die resonanz auf die einla-
dung. rund 100 Vertreter/innen aus städten und ge-
meinden fanden den Weg in die nrW.bank in düssel-
dorf. nach einer kurzen begrüßung durch die
gastgeber andreas Wohland, beigeordneter beim
stgb nrW, und thomas Kull, direktor der nrW.bank,

Philipp Stempel ist
Pressesprecher beim
städte- und gemein-
debund nrW und 
betreut das Portal 
integration
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Integrationstagung

des Städte- und
Gemeindebundes

Nordrhein-Westfalen
in den Räumen der

NRW.BANK war gut
besucht
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Ob Hackerangriff, Verlust von sensiblen Daten, Klick auf infizierte 
E-Mail: Cyber-Risiken drohen in praktisch allen digitalisierten 
Prozessen von Kommunen – und sie wachsen mit zunehmender 
Digitalisierung und Vernetzung. 

Zum Schutz ihrer kommunalen Mitglieder hat die GVV-Kommunal- 
versicherung darauf reagiert und in Zusammenarbeit mit dem 
IT-Dienstleister Hiscox eine Cyber-Versicherung speziell für Kom-
munen und kommunale Unternehmen entwickelt. Sie übernimmt 
alle Cyber-Eigenschäden wie z. B. die Kosten der Datenwieder-
herstellung oder Lösegeld bei einer Cyber-Erpressung. Bei einer 
Datenrechtsverletzung sind die Kosten der anwaltlichen Prüfung 
von datenschutzrechtlichen Informationspflichten ebenfalls um-
fasst. Bei einer Betriebsunterbrechung wegen eines Cyber-An-
griffs besteht Versicherungsschutz für eine Entschädigung im ver-
einbarten Umfang. Als Besonderheit entfällt durch die pauschale 
Tagessatzentschädigung bei Kommunen zudem der Nachweis des 
konkreten Betriebsunterbrechungsschadens.

Weil nach einem Angriff jede Minute zählt, um die Auswirkungen 
zu begrenzen, bietet die Cyber-Police von GVV-Kommunal zusätz-
lich ein Servicepaket, das über die reine Versicherungsleistung 
hinausgeht. Dazu gehören u. a. Präventivmaßnahmen wie z. B. 
Schulungen oder die Entwicklung eines exklusiven Krisenplanes 
für den Fall der Fälle. Im Ernstfall werden die Geschädigten durch 
eine telefonische Soforthilfe unterstützt. Erfahrene Cyber-Kriesen- 
experten helfen hierbei, die Ursachen des Zwischenfalls schnellst-
möglich ausfindig zu machen und zu beseitigen.

Mit dem neuen Cyber-Produkt bietet GVV-Kommunal ihren Mit- 
gliedern auch die Möglichkeit, mit Hilfe des sogenannten cysmo®- 
Checks ihre von außen sichtbare IT-Angriffsoberfläche in Echtzeit 
bewerten zu lassen. Aktuelle Bedrohungen wie DDoS, Phishing, 
Exploits, Data Breaches und mehr werden dabei berücksichtigt und 
in einer Live-Risikoeinschätzung bewertet. Durch das Verfahren 
werden diverse online einsehbare Informationen, die potenzielle 
Angriffspunkte darstellen, erfasst und bewertet.

Anzeige

GVV-Kommunalversicherung VVaG
Aachener Straße 952–958
50933 Köln
Telefon: 0221 4893-0
E-Mail: info@gvv.de

Bei Ersatzansprüchen Dritter: die Cyber-Haftpflichtversicherung

GVV-Kommunal: kompetenter Partner in der digitalen Welt

Über die Absicherung von eigenen Schäden hinaus können Kom-
munen und kommunale Unternehmen sich mit einer Cyber-Haft-
pflichtversicherung gegen Ersatzansprüche Dritter absichern, die 
durch einen Cyber-Zwischenfall entstehen. Eingeschlossen ist hier 

eine Werbehaftpflicht, die bei einer Verletzung von Urheber- und 
Persönlichkeitsrechten, z. B. Bildrechten auf der Website, weiter-
hilft. Die Cyber-Haftpflichtversicherung wird als Zusatzoption zur 
allgemeinen kommunalen Haftpflichtversicherung angeboten.

www.gvv.de/cyber-versicherung
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eröffnete staatssekretärin serap güler vom nrW-
Ministerium für Kinder, familien, flüchtlinge und in-
tegration die tagung mit einem Überblick zur inte-
grationspolitik des landes. 
als schwerpunkte nannte sie zunächst die arbeit des
beirats für eine integrationsstrategie 2030 sowie die
landeskampagne #ichduWirnrW. die darin porträ-
tierten Vorbilder zeigten auf, wie erfolgreich der inte-
grationsprozess bereits vorangeschritten sei. in der
Öffentlichkeit werde oft nur über negative fälle dis-
kutiert, bedauerte die staatssekretärin. dabei gebe
es eine Vielzahl an erfolgsgeschichten gelungener in-
tegration. darauf wolle man aufmerksam machen.
als beispiel nannte güler die Ärztin dr. dilek gürsoy,
die 1976 als Kind von türkischen gastarbeitern in
neuss zur Welt kam und 2019 als Medizinerin des
Jahres geehrt wurde. 

Kommunales Integrationsmanagement im
Hinblick auf neue entwicklungen hob güler insbe-
sondere die guten erfahrungen im Zusammenhang
mit dem landesprogramm „einwanderung gestalten
nrW“ hervor. darin erproben zwölf Modellkommu-
nen, wie einwanderung strategisch gesteuert und in-
stitutionsübergreifend zusammengearbeitet werden
kann. Zu den Modellkommunen zählen unter ande-
rem die kreisangehörigen städte Moers, dormagen
und rheine. 
die bisherigen ergebnisse sind laut güler sehr über-
zeugend. Von allen beteiligten hätten sie positive
rückmeldungen erreicht. in vielen fällen habe das
Programm dafür gesorgt, dass erstmals alle wichti-
gen akteure systematisch und rechtskreisübergrei-
fend zusammenarbeiten, berichtete die staatssekre-
tärin. die erkenntnisse sollen auch anderen städten
und gemeinden zur Verfügung gestellt und als Mo-
dell für ein kommunales integrationsmanagement
ausgerollt werden. 

Zu einer regen diskussion führte der ausblick auf fi-
nanzierungsfragen. sowohl bei der unterkunft für
asylbewerber/innen als auch bei der Versorgung von
geduldeten Personen ohne anerkennungsbescheid
bleiben Kommunen in nrW bislang auf den Kosten
sitzen. güler zeigte sich beim blick auf die Zukunft
skeptisch. das land überlege, wie es die Kommunen
stärker unterstützen könnte und stehe mit den kom-
munalen spitzenverbänden im regen austausch zur
frage der unterkunftskosten. aus der integrationspau-
schale werde es jedoch keine weiteren Mittel geben.
ebenso wenig werde man die Kosten für die Versor-
gung geduldeter Personen komplett übernehmen. aus
dem Publikum wurden daraufhin stimmen laut, die
deutlich auf die stark begrenzten Möglichkeiten der
kreisangehörigen städte und gemeinden im Hinblick
auf die rückführung geduldeter Personen hinwiesen. 

Integration als strategische Aufgabe suat Yil-
maz, leiter der landeskoordinierungsstelle Kommu-
nale integrationszentren, spannte im anschluss ei-
nen weiten bogen von den entwicklungs- und
teilhabechancen einzelner hin zur aufgabe von in-
tegration als strategischem thema der gesellschaft
und damit der integrationszentren in nrW. der so-
zialwissenschaftler und ehemalige talent-scout
machte sich mit Vehemenz für eine breit angelegte
bildungspolitik stark, die allen Kindern und Jugend-
lichen gleiche Chancen eröffnet. 
integration sei dabei keineswegs an einen Migrati-
onshintergrund gekoppelt. gut gebildete Zugewan-
derte hätten zum beispiel weitaus bessere teilhabe-
chancen als deutsche Kinder aus prekären
Verhältnissen. entwicklung und aufstiegschancen
seien vielmehr durch vier risikofaktoren geprägt: ar-
mut, arbeitslosigkeit, bildungsferne und - mit abstri-
chen - der Komponente Zuwanderungsgeschichte. Je
mehr risikofaktoren im einzelfall vorhanden seien,
desto geringer sei die Wahrscheinlichkeit, dass ein
Kind den Wechsel auf das gymnasium schaffe, so Yil-
maz. in nrW wachse mittlerweile jedes dritte Kind in
einer oder mehrerer dieser risikolagen auf. 

Fundament der Stadtgesellschaft Zeitgleich be-
obachtet Yilmaz einen trend zur Minderheitengesell-
schaft, in der keine gruppierung groß genug sei, al-
leine das fundament einer Kommune zu bilden.
umso mehr sei es aufgabe der Politik, Menschen für
engagement und demokratische teilhabe zu gewin-
nen und zu befähigen. „Wer soll die stadtgesellschaft
von morgen tragen? Wer stellt in zehn Jahren die Po-
lizei, die Vereine, den oberbürgermeister?“, fragte Yil-
maz. daher sei es extrem wichtig, die Kommunen als
träger der demokratie vor ort in ihrer arbeit zu un-
terstützen. an die städte und gemeinden appellierte
er, integration als strategisches thema zu begreifen,
von dem die Zukunft des Zusammenlebens vor ort
abhänge. 

Staatssekretärin
Serap Güler vom

NRW-Ministerium
für Kinder,

Familien,
Flüchtlinge und

Integration
referierte zur

Integrationspolitik
des Landes

"Wer soll die
Stadtgesell-

schaft von morgen
tragen?"
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die rolle der landeskoordinierungsstelle beschrieb
Yilmaz als service- und dienstleistungsstruktur für
die Kommunen und die Kommunalen integrations-
zentren. der bereich beratung und begleitung solle
mehr bedeutung bekommen. aus den direkten be-
obachtungen wolle man Programme entwickeln, die
realitätsnäher gestaltet sind. Jede Kommune werde
in Zukunft einen festen ansprechpartner erhalten,
um fragen aus der arbeit vor ort zu klären und die
arbeit der Kommunalen integrationszentren zu ver-
bessern. 

Schwerpunkt Praxis auf großes interesse stießen
im weiteren Verlauf der tagung die praxisnahen Vor-
träge. thomas Kull und tim Hegmanns informierten
die besucher/innen zunächst über die vielfältigen
Möglichkeiten zur Wohnraumförderung durch die
nrW.bank und die umfassenden beratungsangebo-
te. das Konzept eines sogenannten Wohnführer-
scheins stand im Mittelpunkt des Vortrags von tabea
beer von der stadt detmold sowie linda Heidenreich
und Jessica Keitel vom Kommunalen integrationszen-
trum Kreis lippe. 
Mit dem „Wohnführerschein“ sollen Menschen unter-
stützt werden, die zum ersten Mal eine Wohnung su-
chen und geringe Chancen haben, zu einer besichti-
gung eingeladen zu werden. für die Zielgruppe
wurden fünf verschiedene Module entwickelt, ange-
fangen bei dem Komplex Wohnungssuche über Wis-
senswertes zum Mietvertrag bis zur Mülltrennung
und angemessenem Verhalten in der Wohnung. die
teilnahme an den einzelnen schulungseinheiten wird
abschließend mit einem Zertifikat bescheinigt, um so-
wohl den Wohnungssuchenden als auch Vermieter(in-
ne)n etwas sicherheit mit auf den Weg zu geben.

Politische Teilhabe Mit politischer teilhabe be-
fassten sich die Vorträge am nachmittag. engin sa-

kal, geschäftsführer des landesintegrationsrats
nrW, erläuterte, mit welchen Materialien der lan-
desintegrationsrat Kommunen zur seite steht, Kan-
didat(inn)en für kommunalpolitisches engagement
zu gewinnen. sakal hob in diesem Zusammen-
hang die besonders wichtige rolle von Multiplika-
tor(inn)en hervor, die einen kulturellen und sprach-
lichen Zugang zur jeweiligen Community mitbrin-
gen. um diese zu erreichen, unterstütze der
landesintegrationsrat beispielsweise mit gemein-
samen infoveranstaltungen, Wahlwerbespots oder
flyern, die speziell auf Wählergruppen zugeschnit-
ten sind. auch die öffentliche Wertschätzung durch
die bürgermeisterin oder den bürgermeister könne
das interesse fördern.
Wie dies in der Praxis aussehen kann, schilderte an-
schließend bürgermeister Christoph fleischhauer
aus Moers: in lockerer gesprächsatmosphäre sucht
er in sogenannten Wohnzimmergesprächen den
dialog mit bürger(inne)n türkischer Herkunft. die
idee für das format sei im Juli 2016 entstanden, als
der Putschversuch gegen den türkischen Präsiden-
ten erdogan auch das Klima in deutschland erheb-
lich belastete. die stadt habe daraufhin gemein-
sam mit dem Vorsitzenden des integrationsrats in
Moers ein offenes gesprächsangebot für die ge-
samte bürgerschaft schaffen wollen. 
die erste einladung erfolgte im oktober 2017 und
stieß auf bemerkenswerte resonanz. Wie erhofft
sei es tatsächlich zu einem offenen austausch ge-
kommen, bei dem die beteiligten offenherzig zur
sprache brachten, was sie bewegt. dies habe durch-
aus neue Perspektiven eröffnet und lerneffekte auf
beiden seiten bewirkt. die „Wohnzimmergesprä-
che“ gehören seitdem regelmäßig zum Veranstal-
tungskalender der stadt. eine offene diskussion mit
allen teilnehmenden rundete die tagung zum ab-
schluss ab. ◼

Unter den Gästen waren
neben Staatssekretärin 
Serap Güler auch
Vertreter/innen von der
Landeskoordinierungs-
stelle Kommunale
Integrationszentren, vom
Landesintegrationsrat,
von der NRW.Bank und
aus Mitgliedskommunen



KULTUR

30 stÄdte- und geMeinderat �2/20�9 

Der Kulturausschuss des Städte- und gemeindebundes nrW traf sich in
geldern zum austausch mit landesmusikrat nrW und ChorVerband nrW 

Musik als tragende Säule der Kulturarbeit

ie Musiklandschaft in nordrhein-Westfalen ist
eine der dichtesten weltweit. Hunderttausen-

de von Menschen musizieren in städten und ge-
meinden, sowohl aus leidenschaft als auch aus Pro-
fession. das spektrum reicht von Klassik bis zu Heavy
Metal. Musik nimmt somit eine zentrale bedeutung
für das kulturelle leben in städten und gemeinden
ein. sie schafft gemeinsame foren und eröffnet räu-
me zur begegnung von bürger(inne)n. Vor allem in
den ländlichen räumen bilden musikalische ge-
meinschaften einen wichtigen teil des örtlichen Kul-
turlebens. 
der hohe stellenwert von Musik spiegelte sich auch
auf der Herbst-sitzung des Kulturausschusses des
städte- und gemeindebundes nrW wider: Vorsit-
zender Christoph gerwers begrüßte zur tagung in
geldern mit Prof. dr. robert von Zahn vom landes-
musikrat nrW und regina van dinther vom Chor-
Verband nrW prominente gäste. 
der landesmusikrat hat sich der stärkung und Wei-
terentwicklung des Musiklebens in nrW verpflichtet
und steht dazu im regelmäßigen austausch mit land
und kommunalen gebietskörperschaften. er vertritt
als dachverband die interessen der Musikverbände
und -vereine gegenüber Politik und Medien. der

ChorVerband vertritt fast 3.000 Chöre mit über
200.000 aktiven und fördernden Mitgliedern. er ist
der größte landesverband innerhalb des deutschen
Chorverbandes und der landesweit größte Kulturver-
band in nrW. 

Intensiver Austausch im Zentrum des treffens in
geldern stand nun der intensive austausch über die
tätigkeit der Musikvereine, Chöre und initiativen in
nordrhein-Westfalen. anlass dazu bot die wachsen-
de sorge des landesmusikrats, in Zukunft könnte die
projektbezogene unterstützung von laienmusik un-
ter mangelnder finanzierung leiden. Prof. dr. von
Zahn hatte sein unbehagen bereits im Vorfeld ge-
genüber der geschäftsstelle zum ausdruck gebracht.
gemeinsam mit regina von dinther schilderte er nun
auch vor dem ausschuss die lage aus sicht der Mu-
sikvereine. 
so seien Musikvereine und Chöre für ihre arbeit ne-
ben dem bürgerschaftlichen engagement auch auf
unterstützung der Kommunen angewiesen. Jährlich
nehme der landesmusikrat 250 bis 300 anträge von
Chören, Musikvereinen und initiativen entgegen, die
nach fördermöglichkeiten für Projekte suchen. dazu
zählten unter anderem Konzerte, stadtfeste, Wer-

Dr. Jan Fallack ist 
referent für schule,
Kultur und sport 
beim städte- und 
gemeindebund nrW
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tungsspiele, Chortreffen und ähnliche Veranstaltun-
gen. 
bisher habe man solche Projekte mit unbestreitba-
rem Wert für den gesellschaftlichen Zusammenhalt
mit Mitteln von jährlich zweieinhalb bis drei Millio-
nen euro unterstützen können. das land stelle zur
unterstützung der laienmusik seit dem Jahr 2001
Zweckerlöse aus glücksspielwetten bereit. 
bis in das erste Jahrzehnt dieses Jahrhunderts seien
in den Kosten- und finanzierungsplänen der anträge
häufig auch Zuschüsse der kommunalen selbstver-
waltungsträger enthalten gewesen. doch habe man
in den vergangenen zehn Jahren registrieren müssen,
dass die beiträge zurückgingen. Zwar habe sich in
dem einen oder anderen fall die örtliche sparkasse
engagiert. doch würden inzwischen viele anträge au-
ßer durch die Vereinskasse und die landesförderung
nicht mehr durch weitere finanzierungsquellen un-
terlegt. 
diese entwicklung beobachte man mit sorge. sie
schwäche zum einen die Möglichkeiten der Vereine,
obwohl gerade deren aktivitäten identitätsstiften-
de Wirkung im Verhältnis zu ihrer stadt oder ge-
meinde entfalteten. Zum anderen berge sie die ge-
fahr, dass auch die landesseite ihr engagement
zurückfahre. Von dort sei die frage aufgeworfen
worden, weshalb das land sich mit immer höheren
Prozentsätzen an den Projektfinanzierungen betei-
ligen solle, wenn schon die Kommunen vor ort
nicht recht an den Wert der Projekte zu glauben
schienen.
im anschließenden austausch hoben zahlreiche
Kommunen hervor, welchen zentralen stellenwert
sie dem musikalisch-kulturellen engagement in der
gemeinde zumessen. für das Kulturleben im kreis-
angehörigen raum sei es unbestreitbar wichtig, die
arbeit der örtlichen Musikvereine, Chöre und initiati-
ven zu erhalten und zu fördern. einmütig stellte der
ausschuss fest, dass es grundsätzlich notwendig ist,
in diesem Zusammenhang auch die kommunale un-
terstützung beizubehalten. im rahmen der selbst-
verwaltung könne jede stadt und gemeinde frei und
eigenständig darüber entscheiden, in welcher art
und in welchem umfang eine solche unterstützung
erfolgen könne. die gäste bestätigten, dass es kei-
nesfalls immer um barmittel gehe; auch anderweiti-
ge unterstützung durch die Kommunen - etwa durch
bereitstellung von räumlichkeiten für Veranstaltun-
gen - seien hilfreich. 
unbestritten bleibt: die tätigkeit der Musikvereine,
Chöre und initiativen ist von wesentlicher bedeu-
tung für das Kulturleben im kreisangehörigen
raum in nrW und verdient entsprechende Wert-
schätzung. ◼

Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen
Kommentar, begründet von Dr. Kurt Kottenberg und Dr. Erich Rehn, fortge-
führt von Ulrich Cronauge, Dr. Hanspeter Knirsch und Hans-Gerd von Lennep,
aktuell bearbeitet von Rechtsanwalt Dr. Hanspeter Knirsch, Beigeordneter
a. D., Stadtdirektor a. D., Thomas Paal, Stadtdirektor der Stadt Münster, und
Anne Wellmann, Hauptreferentin beim Städte- und Gemeindebund Nord-
rhein-Westfalen, Stand 49. Ergänzungslieferung, Loseblattausgabe: Grund-
werk 2.334 Seiten, DIN A 5, in zwei Ordnern, 99,- Euro bei Fortsetzungsbezug
(259,- Euro bei Einzelbezug), Digitalausgabe: Einzellizenz im Jahresabonne-
ment 179,- Euro, ISBN 978-3-7922-0112-1 (Print), ISBN 978-3-7922-0164-0
(Digital), Verlag W. Reckinger, Siegburg

in schneller folge sind die 48. ergänzungslieferung (april 2019) und
die 49. ergänzungslieferung (Juli 2019) erschienen. diese beinhalte-
ten neben umfangreichen inhaltlichen Überarbeitungen auch die
neustrukturierung der gliederung der Kommentierungen und die
einfügung von randnummern. die strukturellen Änderungen sind
wohltuend und erleichtern „punktgenaues“ Zitieren.
die 48. ergänzungslieferung hatte zur Hauptsache die Kommentie-
rung der neufassung des 8. und 10. teils der gemeindeordnung
(Haushaltswirtschaft und rechnungsprüfung) aufgrund des 2. nKf-
Weiterentwicklungsgesetzes - 2. nKfWg - (gV. nrW. s. 729) zum in-
halt. 
die Kommentierung dieser neugefassten Vorschriften erläutert in
verständlicher form auch die ergänzungen der Vorschriften der ge-
meindeordnung durch die Kommunalhaushaltsverordnung (KHVo)
und stellt die Verbindung zu den Vorschriften des Handelsgesetzbu-
ches (Hgb) dar, an die die geänderten Vorschriften der gemeindeord-
nung angelehnt wurden und die ergänzend anzuwenden sind.
die 49. ergänzungslieferung enthält im Wesentlichen aktualisierun-
gen, die aufgrund des gesetzes zur aufhebung des gesetzes zur stär-
kung des Kreistages und zur Änderung kommunalrechtlicher, haus-
haltsrechtlicher und steuerrechtlicher Vorschriften (gV. nrW. s. 729)
erforderlich wurden. 
außerdem sind die Kommentierungen der Paragrafen 8 (gemeindli-
che einrichtungen), 60 (dringliche entscheidungen), 63 (Vertretung
der gemeinde) und 64 (abgabe von Verpflichtungsermächtigungen)
umfassend überarbeitet worden.
die Kommentierung der in der Praxis immer mehr an bedeutung ge-
winnenden Vorschrift des § 26 (bürgerbegehren und bürgerent-
scheid) und im Zusammenhang damit die Kommentierung des § 25
(einwohnerantrag) haben eine grundlegende Überarbeitung erfah-
ren. gleiches gilt für § 27 (politische teilhabe von Menschen mit ein-
wanderungsgeschichte).
dass in beiden ergänzungslieferungen neue rechtsprechung und li-
teratur berücksichtigt worden sind, ist bei einem Werk dieses stan-
dards eine selbstverständlichkeit, die keiner besonderen erwähnung
bedarf.
der seit mehr als vier Jahrzehnten in rechtsprechung und Wissen-
schaft anerkannte und in der Praxis bewährte Kommentar ist topak-
tuell.
der Kommentar gehört nach wie vor zu den unentbehrlichen Hilfen
bei der anwendung und der auslegung der nordrhein-westfälischen
gemeindeordnung. immer wieder gelingt es der autorin und den au-
toren, in deutlicher und verständlicher Weise Problemstellungen auf-
zuzeigen und klare Problemlösungen zu bieten. 
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der Klassiker aus siegburg gehört in jedes rathaus und in jedes
fraktionsbüro!

az.: 41

VOB 2019 Gesamtausgabe - 
Vergabe- und Vertragsordnung 
für Bauleistungen
Teil A (DIN 1960), Teil B (DIN 1961), Teil C (ATV), Herausgegeben von
DIN (Deutsches Institut für Normung e.V.) und DVA (Deutscher Ver-
gabe- und Vertragsausschuss für Bauleistungen), Buch (Hardcover),
2019, 1.146 Seiten, 14,8 x 21,0 cm, Festeinband Leinen, Bestellnum-
mer: 221936101, Reguvis Fachmedien GmbH, Köln, Tel.: 0800-1234-
333, E-Mail: vertrieb@reguvis.de

die Vergabe- und Vertragsordnung für bauleistungen (Vob) ist ein
unentbehrliches regelwerk für die Vergabe, allgemeine Vertrags-
bedingungen für die ausführung sowie technischen Vertragsbe-
dingungen für bauleistungen. Verpflichtend ist die Vob für bau-
aufträge der öffentlichen Hand. Häufig wird sie auch bei privaten
bauverträgen, denn die Vob bietet eine zuverlässige grundlage für
gute bauvertragliche regelungen.
die neue gesamtausgabe Vob 2019 ersetzt die bisherige Vob und
ist ab oktober 2019 an verbindlich anzuwenden. erstmals ist die
originalausgabe der Vob 2019 auch beim reguvis | bundesanzeiger
Verlag erhältlich!
die wesentlichen Änderungen der Vob 2019:
- komplette neufassung der Vob/a
- umfangreiche fachtechnische Überarbeitung zahlreicher atV in

der Vob/C 
- zahlreiche redaktionelle anpassungen

az.: 21.1

Beihilfenrecht Nordrhein-Westfalen
- Unterstützungsgrundsätze, Vorschussrichtlinien -, Kommentar von
Karl-Heinz Mohr, Ministerialrat a. D., und Horst Sabolewski, Regierungs-
direktor im Finanzministerium des Landes NRW. 121. Ergänzungsliefe-
rung, September 2019; 344 Seiten, 88,90 €. Loseblattausgabe:
Grundwerk 4.666 Seiten, DIN A5, in drei Ordnern, 139,- € bei Fortset-
zungsbezug, zzgl. Ergänzungslieferungen (299,- € bei Einzelbezug). Di-
gitalausgabe: Lizenz für 1 Nutzer 469,- €, 2 Nutzer 869,- €, 3 Nutzer
1.264,- € (jeweils im Jahresabonnement, inkl. Updates), weitere Preise
auf Anfrage. ISBN 978-3-7922-0153-4 (Print), ISBN 978-3-7922-0204-3
(Digital), Verlag W. Reckinger, Siegburg

Mit der 121. ergänzungslieferung (stand september 2019) erfolgt u.
a. eine teilaktualisierung des stichwortverzeichnisses, der Kom-
mentierung der §§ 3, 4, 4i und 15 bVo sowie der ergänzenden lan-
desvorschriften, der sozialversicherungsrechtlichen regelungen
und des Krankenhausrechts.
Hinzuweisen ist insbesondere auf die seit 01.07.2019 geltenden er-
höhten Honorarsätze für die Kosten der gutachten und obergut-
achten im Zusammenhang mit der genehmigung von ambulanten
Psychotherapien, die beihilferechtliche behandlung von aufwen-
dungen für desinfektionskosten im Zahnarztpraxislabor und im

fremdlabor und die erweiterung der Hinweise zum zahnärztlichen
gebührenrecht aufgrund der beschlüsse des beratungsforums für
gebührenordnungsfragen.
Zudem werden die Verwaltungsvorschriften zur beihilferechtlichen
regelung der aufwendungen für arzneimittel der anthroposophie,
der Homöopathie und Phytotherapie sowie die Kommentierung zu
den erhöhten gebührensätzen bei organtransplantationen ab
01.06.2019 auf den neuesten stand gebracht.

az.: 14.5.1-001

Das Beamtenrecht in 
Nordrhein-Westfalen
Kommentar von Dipl.-Verwaltungswirt Heinz D. Tadday und Ministe-
rialrat Dr. Ronald Rescher, Ministerium des Innern des Landes Nord-
rhein-Westfalen. 157. Ergänzungslieferung, Stand August 2019, 340
Seiten, 88,90 €. Loseblattausgabe: Grundwerk 3.490 Seiten, DIN A 5,
in drei Ordnern, 99,- € bei Fortsetzungsbezug, zzgl. Ergänzungsliefe-
rungen (299,- € bei Einzelbezug). Digitalausgabe: Lizenz für 1 - 3 Nut-
zer im Jahresabonnement 299,- € (inkl. Updates), weitere Preise auf
Anfrage. ISBN 978-3-7922-0150-3 (Print), ISBN 978-3-7922-0201-2
(Digital), Verlag W. Reckinger, Siegburg

die 157. ergänzungslieferung (stand august 2019) enthält u. a. neu-
kommentierungen der Paragrafen 49 (genehmigungspflichtige ne-
bentätigkeit), 71 (erholungsurlaub), 83 (Personalakten - allgemein),
87 (Übermittlung an behörden und auskunft an nicht betroffene Per-
sonen) und 92 (dienstliche beurteilung, dienstzeugnis). im bereich
der rechts- und Verwaltungsvorschriften wird u. a. die „ausbildungs-
verordnung gehobener vermessungstechnischer dienst“ aktualisiert,
die „rechtspflegerausbildungsordnung“ wird neu in das Werk aufge-
nommen. des Weiteren wird das stichwortverzeichnis aktualisiert.

az.: 14.0.1

VOB/B Kommentar
VOB/B - State of the Art im Bauvertragsrecht,.7. Auflage, Rechtsan-
walt Prof. Dr. Ralf Leinemann (Hrsg.), Werner Verlag, Bestellung: Wol-
ters Kluwer, Neuwied, ISBN 978-3-8041-5310-3, Printausgabe 179,-
Euro inkl. MwSt., Online-Jahresabo: 11,61 Euro inkl. MwSt.

in Zeiten eines beispiellosen baubooms ist die sichere orientierung
über die rechtlichen grundlagen von bauverträgen wichtiger denn
je. Wesentliche basis eines bauvertrags ist in der Praxis nach wie
vor die Vob/b. der nun bereits in 7. auflage erscheinende leine-
mann-Kommentar ist dank eines renommierten autorenteams
aus führenden baurechtsanwältinnen, richterinnen und sachver-
ständigen eine autorität auf diesem gebiet.

neu in der 7. auflage:
- bezüge zum neuen bauvertragsrecht
- Zahlreiche Änderungen in der rechtsprechung des bgH

aus dem inhalt:
- auswirkungen des neuen bauvertragsrechts auf den Vob-Vertrag
- Kommentierung der geänderten bgH-rechtsprechung zu § 642
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bgb, zu unwirksamen spekulativen Preisen, zur auslegung funk-
tionaler leistungsbeschreibungen und zu unwirksamen bauver-
tragsklauseln

- eine Vielzahl von olg- und lg-urteilen werden aktuell und ge-
wohnt praxisnah erörtert und kritisch gewürdigt.

-  detaillierte erläuterung der internationalen bauvertragsmuster
der fidiC-conditions of contract.

az.: 20.6-002

Praxis der Kommunal-Verwaltung
Landesausgabe Nordrhein-Westfalen
Ratgeber für die tägliche Arbeit aller Kommunalpolitiker und der Be-
diensteten in Gemeinden, Städten und Landkreisen (Loseblattsammlung
inkl. 3 Online-Zugänge / auch auf DVD-ROM erhältlich). Herausgegeben
von: Jörg Bülow, Dr. Jürgen Busse, Dr. Jürgen Dieter, Werner Haßenkamp,
Prof. Dr. Hans-Günter, Henneke, Dr. Klaus Klang, Prof. Dr. Hubert Meyer,
Prof. Dr. Utz Schliesky, Prof. Dr. Gunnar Schwarting, Prof. Dr. Christian O.
Steger, Hubert Stubenrauch, Prof. Dr. Wolf-Uwe Sponer, Johannes Winkel
und Uwe Zimmermann. KOMMUNAL- UND SCHUL-VERLAG, 65026 Wies-
baden, Telefon 0611-88086-10, Telefax 0611-88086-77, www.kommu-
nalpraxis.deE-Mail: info@kommunalpraxis.de

die vorliegende (nicht einzeln erhältliche) lieferung enthält:

568. nachlieferung | oktober 2019 | 84,90 euro

K 5a - abfallrecht - Von Professor dr. alexander schink, rechtsan-
walt, bonn, staatssekretär a. d., Hauptgeschäftsführer des land-
kreistags nordrhein-Westfalen a. d., dr. Peter Queitsch, Hauptrefe-
rent, städte- und gemeindebund nordrhein-Westfalen, und dr.
ralf bleicher, stadtdirektor a. d., beigeordneter des deutschen
landkreistages a. d.: Mit dieser Überarbeitung sind zwei neue au-
toren hinzugekommen: Herr Prof. dr. schink und Herr dr. Queitsch.
die darstellung wurde umfassend überarbeitet, wobei die zahlrei-
chen gesetzesänderungen berücksichtigt wurden, u. a. auch die im
oktober 2017 bekannt gemachte neue Klärschlammverordnung
und das Verpackungsgesetz, das im Wesentlichen am 01.01.2019 in
Kraft treten wird. neu aufgenommen wurden erläuterungen zu
spezifisch kommunalen aspekten des abfallrechts. die anhänge
wurden aktualisiert und ergänzt.

K 30 nW- allgemeines Polizei- und ordnungsrecht nordrhein-West-
falen - Von günter Haurand, regierungsdirektor und dozent für
Polizei- und Verwaltungsrecht: der beitrag wurde aktualisiert und
auf den stand der letzten Änderungen gebracht, wobei die jüngste
rechtsprechung und literatur berücksichtigt wurde.

az. 13.0.1.002/001

Jahrbuch für öffentliche 
Finanzen 2-2018
Staatsanpassung - Die neue Finanzverfassung als politische und
rechtliche Gestaltungsaufgabe im Bundesstaat; Band-Nr. 241 der
Schriften zur öffentlichen Verwaltung und öffentlichen Wirtschaft,
von Junkernheinrich, Korioth, Lenk, Scheller, Woisin (Hrsg.), erschie-

nen am 21.09.2018, kartoniert, 222 Seiten, 14 s/w Abb. und 5 s/w
Tab., 50,00 Euro inkl. ges. MwSt, Bestell-Nr. 3887, ISBN 978-3-8305-
3887-5, BWV - Berliner Wissenschafts-Verlag 

die neuordnung der bund-länder-finanzbeziehungen, die 2016 ver-
handelt und 2017 mit einem gesetzgebungsverfahren abgeschlossen
wurde, ging mit einer überraschend tiefgreifenden umgestaltung der
finanzverfassung des grundgesetzes einher. die frage nach materiell
fortwirkender Kontinuität versus gänzlich neuen auslegungshorizon-
ten des künftigen verfassungsrechtlichen rahmens bewegt seither
die fachwelt. Kaum weniger herausfordernd scheinen die einfach-
gesetzlichen umsetzungen wie etwa zum neuen art. 104 c gg oder
zur Überwachung der länderhaushalte durch den stabilitätsrat. die
Vereinbarungen der regierungskoalition zur lockerung des soge-
nannten Kooperationsverbots zeigen, dass die finanzverfassung auch
weiterhin in bewegung bleibt. Mit der notwendigen anpassungsleis-
tung der staatspraxis an die neuen rahmenbedingungen ändert der
bundesdeutsche föderalismus seine gestalt. der vorliegende sonder-
band des Jahrbuchs für öffentliche finanzen versammelt beiträge aus
rechts-, finanz- und politikwissenschaftlicher Perspektive, um sich die-
sem gestaltwandel grundsätzlich und in einzelaspekten zu nähern.

Die Herausgeber:
Prof. dr. Martin Junkernheinrich, lehrstuhl für stadt-, regional- und
umweltökonomie an der tu Kaiserslautern.

Prof. dr. stefan Korioth, lehrstuhl für Öffentliches recht, insbeson-
dere Kirchenrecht sowie deutsches staats- und Verwaltungsrecht
der lMu München.

Prof. dr. thomas lenk, lehrstuhl für finanzwissenschaft und direk-
tor des instituts für öffentliche finanzen und Public Management
der universität leipzig, Mitglied im beirat des stabilitätsrates.

dr. Henrik scheller, teamleiter „Wirtschaft und finanzen“, arbeits-
bereich infrastruktur, Wirtschaft und finanzen, deutsches institut
für urbanistik (difu), berlin.

dr. Matthias Woisin, leitender regierungsdirektor, Haushaltsab-
teilung der finanzbehörde Hamburg.

az.: 41.0.1

Haushalts- und Finanzwirtschaft der
Kommunen in der Bundesrepublik
Deutschland
Band-Nr. 242 der Schriften zur öffentlichen Verwaltung und öffentli-
chen Wirtschaft, von Tilmann Schweisfurth und Walter Wallmann
(Hrsg.), erschienen am 30.08.2019, kartoniert, 1.098 Seiten, 62 s/w
Abb. und 38 s/w Tab., 171,00 Euro inkl. ges. MwSt, Bestell-Nr. 3885,
ISBN 978-3-8305-3885-1, BWV - Berliner Wissenschafts-Verlag 

institutionenorientiert und interdisziplinär: Mit diesem ansatz ver-
mittelt „Haushalts- und finanzwirtschaft der Kommunen in der
bundesrepublik deutschland“ ein umfangreiches bild der Kommu-
nalfinanzen, ihrer Verflechtung mit ländern und bund, der refor-
men und Haushaltsstrukturen sowie des rechtlichen und institu-
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tionellen rahmens der kommunalen Haushaltswirtschaft. inhaltli-
che schwerpunkte sind:

- die fiskalischen Verteilungskonflikte hinsichtlich der soziallasten,
- die auf kommunaler ebene erprobten Verwaltungsmodernisie-

rungen aus dem neuen steuerungsmodell, 
- das neue kommunale Haushalts- und rechnungswesen, 
- ausgabendynamik und steuerungsprobleme im sozialausgaben-

bereich,
- beteiligungssteuerung sowie bereitstellung und finanzierung

von infrastruktur. 

Zu den autorinnen und autoren zählen neben ausgewiesenen Wis-
senschaftlern auch experten aus Politik und Verwaltung, die ihre
praktische erfahrung einbringen. so bietet das Handbuch sowohl
akteuren im föderalen staat als auch studierenden und auszubil-
denden der Öffentlichen Verwaltung einen umfassenden einstieg
in Haushalts- und finanzfragen der kommunalen ebene.

Die Herausgeber:
dr. tilmann schweisfurth ist rechnungshofpräsident a. d. des lan-
des Mecklenburg-Vorpommern und war zuvor u. a. abteilungsleiter
Haushalt im finanzministerium des freistaates sachsen.

dr. Walter Wallmann ist Präsident des Hessischen rechnungshofs
und hessischer landesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der
Verwaltung.

Mit beiträgen von stefan bajohr, thorsten beckers, simon bering,
dietmar bräunig, Manfred busch, thiess büttner, thomas duve, falk
ebinger, gisela färber, Xenia frei, Martina geis, Karin glashauser,
andreas glöckner, Marc gnädinger, Matthias graf, Christoph gröpl,
niklas günther, denis Hartmann, andré W. Heinemann, Johannes
Hellermann, Hans-günter Henneke, Mario Hesse, burkhard Hintz-
sche, lars Holtkamp, Martin Junkernheinrich, Christian Kastrop, ul-
rich Keilmann, stefan Korioth, Peter Küting, sascha lademann, tho-
mas lenk, gunther Markwardt, Miriam Marnich, Christoph Mengs,
Veronika Meszarits, gerhard Micosatt, Holger Mühlenkamp, oliver
niebur, Janbernd oebbecke, bernhard Pellens, Christian Person, da-
vid rauber, tim reichardt, Klaus ritgen, stephan rixen, felix rösel,
oliver rottmann, andrej ryndin, Mark salama, thomas schäfer,
bernhard schatz, andré schellenberg, Kay scheller, Wolfgang scherf,
florian schilling, gunnar schwarting, tilmann schweisfurth, Peter
sossong, tim starke, andreas stöhr, Margaretha sudhof, Henning
tappe, Christian theobald, Michael thöne, dennis tischmacher,
Kristina tyufekchieva, Walter Wallmann, gabriele Wanitschek-Klein,
Meike Weichel, rainer Wernsmann, Matthias Wohltmann, Hellmut
Wollmann, steffen Zabler, Horst Zimmermann.

az.: 41.0.1

Kommunalfinanzen
Band-Nr. 244 der Schriften zur öffentlichen Verwaltung und öffentli-
chen Wirtschaft, von Horst Zimmermann und Thomas Döring, erschie-
nen am 03.07.2019, kartoniert, 424 Seiten, 22 s/w Abb. und 26 s/w
Tab., 64,00 Euro inkl. ges. MwSt, Bestell-Nr. 3943, ISBN 978-3-8305-
3943-8, BWV - Berliner Wissenschafts-Verlag 

Welche aufgaben soll die kommunale ebene aus sicht des Ökono-
men erfüllen? Welche einnahmen (insbesondere steuern) sind
hierfür geeignet? Wie kann ein finanzausgleich unter den Kommu-
nen aussehen? Welche regeln sind bei der gestaltung des kommu-
nalen Haushalts grundsätzlich zu beachten?
diese und viele andere fragen beantworten die autoren unter ein-
beziehung zahlreicher Praxisbeispiele. das buch verschafft somit
entscheidungsträgern in Kommunalverwaltungen und Kommunal-
parlamenten, Mitarbeitern von Kammern und Verbänden, referen-
ten in Ministerien sowie studierenden der Wirtschafts-, rechts-
und Verwaltungswissenschaften einen einzigartigen Zugang zu
den spezifischen Problemen der kommunalen finanzen.
die nunmehr vierte auflage enthält zahlreiche neuerungen aus
forschung und finanzpolitik, beispielsweise eine analyse der zu-
nehmenden sozialausgaben in ihrer Wirkung auf den kommunalen
Haushalt, die darstellung der wichtigsten Konzepte für eine re-
form der grundsteuer oder auch die ausgestaltung des kommuna-
len finanzausgleichs. 

Die Autoren: 
Prof. dr. thomas döring, geb. 1963, studium der soziologie und der
Volkswirtschaftslehre an der universität Marburg, 1997 Promotion
sowie 2001 Habilitation, beides an der universität Marburg. seit
2011 Professur für Politik und institutionen an der Hochschule
darmstadt, dort seit 2012 auch leiter des Zentrums für forschung
und entwicklung sowie seit 2015 leiter des servicezentrums for-
schung und transfer. forschungsschwerpunkte: stadt- und regio-
nalökonomik, finanzausgleich und Kommunalfinanzen.

Prof. dr. dr. h. c. Horst Zimmermann, geb. 1934, studium der Wirt-
schaftswissenschaft Köln, München, evanston/ill. Promotion und
Habilitation an der universität Köln. ab 1969 lehrstuhl für finanz-
wissenschaft an der Philipps-universität Marburg, 2002 emeritie-
rung. forschungsschwerpunkte finanzwissenschaft, regionalöko-
nomik

az.: 41.0.1

Jahrbuch für öffentliche 
Finanzen 2019
Band-Nr. 245 der Schriften zur öffentlichen Verwaltung und öffentli-
chen Wirtschaft, von Junkernheinrich, Korioth, Lenk, Scheller, Woisin
(Hrsg.), erschienen am 13.06.2019, kartoniert, 583 Seiten, 34 s/w Abb.
und 66 s/w Tab., 85,- Euro inkl. ges. MwSt, Bestell-Nr. 3958, ISBN 978-
3-8305-3958-2, BWV - Berliner Wissenschafts-Verlag 

das Jahrbuch für öffentliche finanzen ist das ergebnis einer gemein-
samen initiative von autorinnen und autoren aus den interessierten
fachdisziplinen finanz-, Politik- und rechtswissenschaft sowie aus
der Verwaltungspraxis vor allem der landesfinanzverwaltungen.
Mit seinem schwerpunkt auf der Haushaltswirtschaft der länder
schließt es die lücke zwischen dem finanzbericht des bundes und
dem gemeindefinanzbericht des städtetages durch eine unabhän-
gige, wissenschaftliche Publikation von hoher aktualität. 
in einem ausführlichen berichtsteil stellt das Jahrbuch eine präzise
und hochaktuelle beschreibung des Verlaufs aller sechzehn lan-
deshaushalte des Jahres 2018 vom entwurf bis zum Vollzug und
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der gemeindeebene bereit. Zahlreiche fachbeiträge thematisieren
zudem aktuelle aspekte des deutschen fiskalföderalismus im na-
tionalen und europäischen Kontext sowie grundfragen der finanz-
mittelverteilung und des finanzausgleichs auf den verschiedenen
föderalen ebenen. ein besonderer schwerpunkt liegt in diesem Jahr
auf den steuereinnahmen der kommunalen ebene und den dazu-
gehörigen reformdebatten.

Die Herausgeber:
Prof. dr. Martin Junkernheinrich, lehrstuhl für stadt-, regional- und
umweltökonomie an der tu Kaiserslautern.

Prof. dr. stefan Korioth, lehrstuhl für Öffentliches recht, insbeson-
dere Kirchenrecht sowie deutsches staats- und Verwaltungsrecht
der lMu München.

Prof. dr. thomas lenk, lehrstuhl für finanzwissenschaft und direk-
tor des instituts für öffentliche finanzen und Public Management
der universität leipzig, Mitglied im beirat des stabilitätsrates.

dr. Henrik scheller, teamleiter „Wirtschaft und finanzen“, arbeitsbe-
reich infrastruktur, Wirtschaft und finanzen, deutsches institut für
urbanistik (difu), berlin.

dr. Matthias Woisin, leitender regierungsdirektor, Haushaltsab-
teilung der finanzbehörde Hamburg.

Mit beiträgen von Michael broer, Jens bullerjahn, daniel buscher, Hel-
mut dedy, Jürgen dieter, alexander flachs, Wolfgang förster, sabrina
fehrenz, ronny freier, ariane gase, rené geissler, Johannes geyer,
Marc gnädinger, Christian Hederer, dirk Hengstenberg, thomas He-
rold, anke Hoestermann, Martin Junkernheinrich, ulrich Keilmann,
Maike Kilian, stefan Korioth, enrico Krönert, elisabeth Krone, Carsten
Kühl, thomas lenk, Corinna Manig, barbara Meyer-gluche, ulf Mey-
er-rix, gerhard Micosatt, torsten Mietko, tony Mudrack, thieß Peter-
sen, Christian M. Pfeil, anja ranscht-ostwald, Wolfgang renzsch,
Henrik scheller, birgitta schönefeld, Moritz schubert, Martin snelting,
Christian thater, Michael thöne, Heike Weyell, Matthias Woisin.

az.: 41.0.1

Brandenburgisches 
Bestattungsgesetz
Kommentar von Brigitte Scheiper und Antonia Brüning, 2. Auflage
2019, 274 Seiten, kartoniert, Format 16,5 x 23,5 cm, 49,- Euro inkl.
MwSt. / versandkostenfrei bei Bestellung über den Onlineshop
(www.kommunalpraxis.de), ISBN 978-3-8293-1479-4, Kommunal- und
Schul-Verlag, Wiesbaden

in der neuauflage wird das gesetz über das leichen-, bestattungs-
und friedhofswesen im land brandenburg (brandenburgisches be-
stattungsgesetz) aktuell kommentiert. sie bietet einen umfassenden
Überblick über das in brandenburg bestehende bestattungsrecht.
Mit den erläuterungen der einzelnen Vorschriften werden die recht-
lichen grundlagen kompetent erklärt und die bezüge zu den im Zu-
sammenhang bestehenden rechtsbereichen anschaulich hergestellt.
Zahlreiche Probleme der Praxis und aktuelle entwicklungen der be-

stattungskultur werden rechtlich aufgearbeitet. literatur- und recht-
sprechungshinweise komplettieren die ausführungen. beispielhaft
seien hier genannt: Verkehrssicherungspflichten des friedhofsträ-
gers, Voraussetzungen von umbettungen, ausnahmen vom fried-
hofszwang, erstattungsansprüche der bestattungs- pflichtigen, Zu-
lässigkeit der ausstellung von Plastinaten, Zulässigkeit naturnaher
bestattungen. 
die den erläuterungen vorangestellte amtliche gesetzesbegründung
und literatur- und rechtsprechungshinweise komplettieren die aus-
führungen. der Kommentar ist die ideale arbeits- und orientierungs-
hilfe für alle gemeinde-, amts-, stadt-, Kreisverwaltungen, friedhofs-
verwaltungen, Polizei- und ordnungsbehörden, bestattungsinstitute,
friedhofs-dienstleister, Kirchen, Verbände, gerichte, anwälte, inte-
ressierte bürgerinnen und bürger.
brigitte scheiper, Ministerialrätin, leitet im Ministerium des innern
brandenburg das für bestattungsrecht zuständige referat. antonia
brüning, regierungsrätin beim Ministerium für arbeit, soziales, ge-
sundheit, frauen und familie des landes brandenburg, ist ebenfalls
für das bestattungsrecht zuständig.

az.: 46

Haushaltskonsolidierung in Kommunen
Möglichkeiten und Grenzen kommunaler Konsolidierungspolitik unter
besonderer Berücksichtigung einnahmenseitiger Instrumente, Band-
Nr. 243 der Schriften zur öffentlichen Verwaltung und öffentlichen Wirt-
schaft, von Mario Hesse, erschienen am 23.04.2019, Hardcover, 514
Seiten, 41 s/w Abb. und 23 s/w Tab., 79,- Euro inkl. ges. MwSt, Bestell-
Nr. 3919, ISBN 978-3-8305-3919-3, BWV - Berliner Wissenschafts-Verlag 

die Konsolidierung kommunaler Haushalte ist ein dauerthema,
selbst bei insgesamt sehr positiver gesamtstaatlicher finanzlage.
Mario Hesse ordnet die ursachen kommunaler Haushaltsschiefla-
gen ein und analysiert die Möglichkeiten und grenzen der Konsoli-
dierung, welche die Kommunen aus eigener Kraft realisieren kön-
nen. er bezieht erkenntnisse aus der nationalen und internationalen
finanzwissenschaftlichen forschung in die untersuchung ein und
prüft deren anknüpfungsfähigkeit an die Haushaltsrealität deut-
scher Kommunen. Kritisch hinterfragt er den fokus auf der absen-
kung von sozial- und investitionsausgaben sowie den Verzicht auf
einnahmenseitige Konsolidierung (im schrifttum vorrangig emp-
fohlen) und zeigt alternativen auf. die finanzwissenschaftliche dis-
kussion geeigneter Konsolidierungsinstrumente führt Hesse mit
schwerpunkt auf den einnahmeninstrumenten der Kommunen
und prüft in empirischer untersuchung die aus der theorie abgelei-
teten Zusammenhänge am beispiel der Kommunen im freistaat
sachsen (2000-2014).

Der Autor:
dr. Mario Hesse, geb. 1982, studium der Volkswirtschaftslehre und
der betriebswirtschaftslehre an der universität leipzig, seit 2007 Wis-
senschaftlicher Mitarbeiter am institut für öffentliche finanzen und
Public Management, 2018 Promotion an der universität leipzig, for-
schungsschwerpunkte: Kommunalfinanzen, Kommunaler finanz-
ausgleich, öffentliche infrastruktur.

az.: 41.0.1
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Fördermittel für europapolitische 
Projekte der Zivilgesellschaft
das Presse- und informationsamt der bundesregierung unterstützt
europapolitische Projekte von organisationen der Zivilgesellschaft.
gefördert werden etwa Workshops oder social Media, die bürger/in-
nen aktiv einbinden. die Projekte sollen das interesse an der eu we-
cken und deren Mehrwert herausarbeiten. Zudem sollen sie zeigen,
dass Herausforderungen wie Klimaschutz oder digitalisierung nur
gemeinsam bewältigt werden können. auch die schwerpunkte der

deutschen eu-ratspräsidentschaft 2020 sollen be-
leuchtet werden. nicht gefördert werden reine bil-
dungs- oder Vortragsveranstaltungen. Projekte
werden mit maximal 50.000 euro unterstützt. in-
fos gibt es unter www.bundesregierung.de/breg-
de/aktuelles/projektfoerderung-europa-1667074 .

Kostenlose WLAN-Hotspots
für weitere Kommunen
insgesamt 142 deutsche städte und gemeinden
werden von der europäischen union beim aufbau
von öffentlichen Wlan-Hotspots unterstützt. sie
gehören zu den 1.700 erfolgreichen bewerberkom-
munen des dritten förderaufrufs des Programms
„Wifi4eu“, der im september 2019 durchgeführt

wurde. europaweit hatten sich 11.000 Kommunen beworben. die
kostenlosen Hotspots sollen in rathäusern, öffentlichen bibliothe-
ken, Museen, Parks oder auf Plätzen aufgebaut werden. bei den ers-
ten beiden aufrufen erhielten bereits 6.200 städte und gemeinden
gutscheine in Höhe von jeweils bis zu 15.000 euro. darunter waren
rund 720 deutsche Kommunen. nicht zum Zuge gekommene Kom-
munen können sich an der nächsten Wifi4eu-aufforderung im Jahr
2020 beteiligen.

Europapreis des Europarates
der europarat zeichnet seit jährlich Kommunen für vorbildliche
Partnerschaftsarbeit aus. es gibt vier auszeichnungen: das europa-
diplom, die ehrenfahne, die ehrenplakette und als höchste aus-
zeichnung der europapreis. bewerben können sich städte und ge-
meinden der Mitgliedstaaten des europarates. bei erstmaliger
bewerbung muss ein fragebogen ausgefüllt und durch die Verwal-
tungsspitze der Kommune eingereicht werden. die bewerbung
bleibt mehrere Jahre gültig. Jährlich muss ein tätigkeitsbericht über
das europäische engagement vorgelegt werden, der auch Voraus-
setzung für eine auszeichnung der jeweils nächsthöheren stufe ist.
bewerbungen sind bis 15. Januar 2020 möglich. Mehr infos gibt es
unter www.assembly.coe.int/nw/Page-en.asp?lid=europePrize .

Mehr Frauen in Führungspositionen 
der EU-Kommission 
im mittleren und höheren Management der europäischen Kom-
mission sind nach neuesten Zahlen 41 Prozent der führungskräfte
frauen. damit hat die Kommission das von Präsident Jean-Claude
Juncker 2014 festgelegte Ziel übertroffen, wonach bis zum ende
seines Mandats 40 Prozent der mittleren und höheren führungs-

kräfte weiblich sein sollen. Zum beginn der Juncker-Kommission
waren es noch 30 Prozent. auf der ebene der mittleren führungs-
kräfte oder referatsleitung, auf der die meisten führungskräfte tä-
tig sind, fällt der frauenanteil noch höher aus. derzeit sind dort 
42 Prozent frauen gegenüber 31 Prozent bei amtsantritt der Jun-
cker-Kommission. die Kommission gehört damit zu den öffentli-
chen Verwaltungen mit dem weltweit größten frauenanteil in füh-
rungspositionen.

Deutschland bei digitalen 
Behördendiensten nur Mittelmaß
spitzenreiter bei den digitalen öffentlichen diensten in europa sind
Malta, estland und Österreich, gefolgt von lettland, litauen und
finnland. deutschland nutzt die Möglichkeiten der informations-
und Kommunikationstechnologien bei elektronischen behörden-
diensten noch nicht ausreichend und belegt nur einen Platz im Mit-
telfeld. das geht aus dem aktuellen bericht der europäischen Kom-
mission über die nutzung elektronischer behördendienste hervor,
in dem der einsatz von informations- und Kommunikationstech-
nologien in der öffentlichen Verwaltung, die grenzüberschreitende
interoperabilität und digitale interaktion zwischen Verwaltungen,
bürger(inne)n und unternehmen in den eu-Mitgliedstaaten und
acht nicht-eu-ländern untersucht wird.

Bewerbungsstart für Stipendien 
beim College of Europe
das College of europe ist das renommierteste institut für graduierte
europäische studien. das zehnmonatige studium ist zweisprachig
englisch und französisch. auf dem Campus im belgischen brügge
können Masterabschlüsse in rechtswissenschaften, Wirtschaft, Po-
litik und governance sowie internationale beziehungen und diplo-
matie erreicht werden. auf dem Campus im polnischen natolin wird
ein Master in interdisziplinären studien angeboten. für das studi-
enjahr 2020/2021 ist das bewerbungsverfahren angelaufen. studie-
rende aus deutschland können sich für eines der etwa 30 stipendien
der bundesregierung und der länder am College of europe bewer-
ben. infos und bewerbungsunterlagen gibt bei der europäischen
bewegung deutschland unter www.netzwerk-ebd.de/coe .

Europäischer Wettbewerb 
„EUnited - Europa verbindet!“
der 67. europäische Wettbewerb steht unter dem Motto „eunited
- europa verbindet‟. schüler/innen aller altersgruppen und schul-
formen sind aufgerufen, sich auf das zu besinnen, was europa ver-
bindet. es stehen 13 aufgaben für vier altersgruppen zur Wahl. im
rahmen einer sonderaufgabe können alle teilnehmenden zudem
ihre Wünsche und forderungen an die deutsche eu-ratspräsident-
schaft 2020 formulieren. Projekte können als bild, text oder Video,
selbst komponierter Hip Hop, Plakatserie oder Poetry slam einge-
reicht werden. Zu gewinnen gibt es geld- und sachpreise für die
jüngeren und besuchsprogramme in berlin, brüssel oder straßburg
für die älteren Jahrgänge. einsendeschluss für nordrhein-Westfa-
len ist am 7. februar 2020. Mehr infos unter www.europaeischer-
wettbewerb.de/ . ◼

e u r o Pa-
n e W s

zusammengestellt von 
Barbara Baltsch, 

Europa-Journalistin, 
E-Mail: barbara.baltsch

@kommunen.nrw
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Zum Akteneinsichtsrecht von 
Ratsmitgliedern
1. Das Akteneinsichtsrecht aus § 55 Abs. 5 Satz 1 GO NRW dient nicht
der allgemeinen Rechtmäßigkeitskontrolle von bereits gefassten
Ratsbeschlüssen, für welche dem einzelnen Ratsmitglied auch sonst
keine eigenen organschaftlichen Rechte in der Gemeindeordnung
eingeräumt sind.

2. Das Auskunftsrecht aus § 55 Abs. 1 Satz 2 GO NRW wird durch
grundrechtlich geschützte Positionen privater Dritter begrenzt. 

3. Bestehen solche Belange, hat der Bürgermeister nach pflichtgemä-
ßem Ermessen zu entscheiden, ob er die begehrte Auskunft erteilt
oder nicht. 

4. Der pauschale Verweis auf datenschutzrechtliche Vorschriften ge-
nügt dem nicht.
(Orientierungssätze)

Vg düsseldorf, urteil vom 03.05.2019
- az.: 1 K 3063/18 -

der Kläger - ein ratsmitglied - hat beantragt, die beklagte zu verur-
teilen, an den Kläger zur vertraulichen einsichtnahme sämtliche
unterlagen, dokumente, aufstellungen und schriftstücke in bezug
auf die einzelwertberichtigungen in der bilanz der stadt zum
31.12.2015, insbesondere im bereich der gebühren, beiträge, steu-
ern, transferleistungen, sonstiger öffentlich-rechtlicher forderun-
gen, privatrechtlicher forderungen und sonstiger Vermögensge-
genstände vorzulegen. Hilfsweise hat er beantragt, festzustellen,
dass die Versagung der beklagten, ihm nähere auskunft zu den im
Jahresabschluss 2015 ausgewiesenen Wertberichtigungen ge-
meindlicher forderungen zu erteilen, rechtswidrig war.
das gericht gab der Klage nur teilweise statt. gemäß § 55 abs. 5
satz 1 go nrW sei jedem ratsmitglied zwar vom bürgermeister
auf Verlangen akteneinsicht zu gewähren, soweit die akten der
Vorbereitung (alt. 1) oder der Kontrolle (alt. 2) von beschlüssen des
rates, des ausschusses oder der bezirksvertretung dienen, der es
angehört. anders als dem rat, dem § 55 abs. 3 satz 2 go nrW zum
Zwecke der Überwachung des bürgermeisters und der ihm unter-
stellten gemeindeverwaltung ein akteneinsichtsrecht einräumt,
handele es sich bei dem akteneinsichtsrecht des einzelnen rats-
mitglieds allerdings nicht um ein allgemeines, sondern um ein
zweckgebundenes recht. § 55 abs. 5 satz 1 alt. 1 go nrW erfasse
den fall, dass ein bestimmter Verwaltungsvorgang für seine um-
setzung einer ermächtigung oder eines beschlusses des rates, ei-
nes ausschusses oder einer bezirksvertretung bedarf. im Prozess
der Vorbereitung eines solchen beschlusses solle das aktenein-
sichtsrecht dem ratsmitglied ermöglichen, sich über die Vorberei-
tung des beratungsgegenstandes zu informieren, sobald dieser
nach auffassung des Hauptverwaltungsbeamten für das gremium
entscheidungsreif abgeschlossen ist. § 55 abs. 5 satz 1 alt. 2 go
wiederum diene der Kontrolle, ob ein bereits gefasster beschluss
eines der in § 55 abs. 5 satz 1 go nrW genannten organe von der
Verwaltung ordnungsgemäß umgesetzt wird. das einzelne rats-
mitglied hat danach anspruch auf einsicht in solche Verwaltungs-
vorgänge, die aufschluss über den stand des beschlussumset-

zungsverfahrens geben. die regelung diene hingegen nicht der all-
gemeinen rechtmäßigkeitskontrolle von bereits gefassten ratsbe-
schlüssen, für welche dem einzelnen ratsmitglied auch sonst keine
eigenen organschaftlichen rechte in der gemein-
deordnung eingeräumt sind. ein anderes Ver-
ständnis sei auch nicht im lichte von § 43 abs. 4
buchst. a go nrW geboten. danach haften die
ratsmitglieder, wenn die gemeinde infolge eines
beschlusses des rates einen schaden erleidet und
sie in vorsätzlicher oder grob fährlässiger Verlet-
zung ihrer Pflicht gehandelt haben. gerade zu die-
sem Zweck räume die gemeindeordnung nrW
dem einzelnen ratsmitglied auskunfts- und ak-
teneinsichtsrechte in § 55 abs. 1 satz 2, 5 satz 1 alt.
1 go nrW ein. eine die Haftung nach § 43 abs. 4
go nrW auslösende Pflichtverletzung liege hin-
gegen nicht vor, wenn es das ratsmitglied unter-
lässt, einen bereits gefassten beschluss nachträg-
lich einer allgemeinen rechtmäßigkeitskontrolle
zu unterziehen. auch ein recht auf akteneinsicht zum Zwecke der
Kontrolle der geschäfte der laufenden Verwaltung folge aus § 55
abs. 5 satz 1 go nrW nicht.
teilweise erfolg hat demgegenüber die hilfsweise erhobene fest-
stellungsklage. die Versagung einer einzelfallbezogenen begrün-
dung der einzelwertberichtigungen von gemeindlichen forderun-
gen mit einem nennwert von über 5.000,- euro unter pauschalem
Verweis auf datenschutzrechtliche Vorschriften erweise sich als
rechtswidrig. darüber hinaus habe die beklagte ihrer informations-
pflicht genügt. gemäß § 55 abs. 1 satz 2 go nrW ist der bürgermeis-
ter verpflichtet, einem ratsmitglied auf Verlangen auskunft zu er-
teilen oder zu einem tagesordnungspunkt stellung zu nehmen. dem
liege die erwägung zugrunde, dass das ratsmitglied aufgrund seines
Mandats berufen ist, eigenverantwortlich an den aufgaben mitzu-
wirken, die dem rat obliegen. das setze voraus, dass es über die da-
für erforderlichen informationen verfügt. dabei dürfe es nicht auf
die informationen verwiesen werden, die die stadtverwaltung von
sich aus zur Verfügung stellt. eine besondere begründung oder der
nachweis eines besonderen interesses werde vom gesetz nicht ge-
fordert. Mit dem fragerecht korrespondiere grundsätzlich die ant-
wortpflicht des bürgermeisters. aus der funktion des fragerechts,
welches der sachlichen aufgabenerfüllung des ratsmitglieds diene,
ergebe sich allerdings eine beschränkung der antwortpflicht inso-
weit, als dass es sich im rahmen des aufgabenbereichs des rates zu
halten hat. demgemäß könne sich die antwortpflicht des bürger-
meisters nur auf solche bereiche erstrecken, für die er unmittelbar
oder mittelbar verantwortlich ist und die den Zuständigkeitsbereich
des rates oder seiner ausschüsse berühren. außerdem sei die ant-
wortpflicht auf solche informationen begrenzt, die dem bürgermeis-
ter vorliegen oder die mit zumutbarem aufwand beschafft werden
können. Zugleich gebiete der grundsatz der organtreue die respek-
tierung der funktions- und arbeitsfähigkeit der stadtverwaltung.
Zu deren Wahrung dürfe der bürgermeister innerhalb einer rechtlich
umgrenzten einschätzungsprärogative über art und Weise der ant-
wort befinden. dabei müsse er sich an der Pflicht zu vollständiger
und zutreffender antwort orientieren. schließlich werde die Pflicht
zur beantwortung von anfragen von ratsmitgliedern dadurch be-
grenzt, dass hierbei die grundrechtlich geschützten Positionen pri-
vater dritter zu beachten sind.

gerICht
In KÜrze

zusammengestellt 
von Referent 

Carl Georg Müller, 
StGB NRW
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Hier habe der Kläger zur Vorbereitung der sitzung des rechnungs-
prüfungsausschusses sowie zur Vorbereitung der feststellung des
Jahresabschlusses 2015 durch den rat eine begründung zu den im
Jahresabschluss 2015 ausgewiesenen Wertberichtigungen und da-
mit eine auskunft zu einer angelegenheit begehrt, die in den auf-
gabenbereich des rates fällt. für eine sachgerechte beschlussfas-
sung seien die ratsmitglieder auf eine umfassende information
über die der Jahresrechnungsprüfung zugrunde liegenden daten
durch die Verwaltung angewiesen. bei der Werthaltigkeitsprü-
fung der forderungen mit einem nennwert unter 5.000,- euro ha-
be die beklagte von der Möglichkeit gebrauch gemacht, pauscha-
le risikoannahmen zugrunde zu legen. einwände gegen die zur
anwendung gelangte pauschale risikoannahme habe der Kläger
nicht erhoben. die Werthaltigkeit von forderungen mit einem
nennwert über 5.000,- euro hingegen habe die beklagte einzel-
fallbezogen beurteilt. soweit die beklagte diesbezüglich das wei-
tergehende auskunftsersuchen unter pauschalem Verweis auf
datenschutzrechtliche Vorschriften abgelehnt habe, sei dies er-
messensfehlerhaft gewesen. Zwar könne die auskunft verweigert
werden, soweit ihr schutzwürdige belange betroffener oder drit-
ter entgegenstehen. solche belange könnten sich namentlich aus
den grundrechten, datenschutzrechtlichen bestimmungen oder
auch aus der gemeindeordnung selbst ergeben. bestehen solche
belange, habe der bürgermeister nach pflichtgemäßem ermessen
zu entscheiden, ob er die begehrte auskunft erteilt oder nicht.
dies bedürfe grundsätzlich der umfassenden abwägung der be-
teiligten interessen. dabei sei die hohe bedeutung des informati-
onsanspruches des ratsmitglieds als wichtiges Kontrollinstru-
ment im demokratisch organisierten gemeinwesen in den blick
zu nehmen. dem sei die schwere eines aus der Weitergabe perso-
nenbezogener daten resultierenden eingriffes in die schutzwür-
digen belange betroffener oder dritter gegenüberzustellen und
zu prüfen, ob und gegebenenfalls wie deren interessen bei ge-
währung der verlangten auskunft hinreichend geschützt werden
können. sei der erforderliche schutz der betroffenen belange - et-
wa durch anonymisierung der information - möglich, werde die
ermessensentscheidung zu gunsten des um die auskunft nach-
suchenden ratsmitglieds auszufallen haben. die Möglichkeit der
anonymisierung könne dabei nicht von vornherein unter Verweis
auf den damit verbundenen Verwaltungsaufwand verneint wer-
den. einen automatismus in dem sinne, dass jedem auskunfts-
begehren nach § 55 abs. 1 satz 2 go nrW schon deshalb zu ent-
sprechen wäre, weil das um die auskunft nachsuchende
ratsmitglied zur Verschwiegenheit verpflichtet ist, gebe es aber
nicht. Je schwerer der eingriff in die zu schützenden belange wir-
ke, desto eher werde allein der Verweis auf die bestehende Ver-
schwiegenheitspflicht nicht ausreichen, um der begehrten aus-
kunft zu entsprechen.

Glücksspielrechtliche Erlaubnisse 
zum Betrieb von Spielhallen
Nach einem Urteil des OVG NRW muss die Stadt Wuppertal neu über
Anträge auf glücksspielrechtliche Erlaubnisse zum Betrieb von Spiel-
hallen entscheiden. (Orientierungssatz)

oVg nrW, urteil vom 25.10.2019  
- az.: 4 a 1826/19 und 4 a 665/19 -

das oberverwaltungsgericht nrW hat entschieden, dass die stadt
Wuppertal erstmals nach einem auswahlverfahren entscheiden
muss, ob einem spielhallenbetreiber eine glücksspielrechtliche er-
laubnis zu erteilen ist (4 a 1826/19). in einem weiteren urteil hat es
entschieden, dass ein spielhallenbetreiber, der an einem solchen
auswahlverfahren zu beteiligen ist, nicht erfolgreich die einem
Konkurrenten erteilte Härtefallerlaubnis anfechten kann, die die-
sem unter befreiung von der einhaltung des gesetzlichen Mindest-
abstands von 350 m zu anderen spielhallen erteilt worden ist 
(4 a 665/19). es hat damit die erstinstanzlichen entscheidungen
des Verwaltungsgerichts düsseldorf im Wesentlichen bestätigt.
Zur begründung führt das gericht aus, dass nach den regelungen
des glücksspielstaatsvertrags spielhallen nach ablauf einer zu-
vor bestehenden Übergangsfrist zueinander grundsätzlich einen
Mindestabstand von 350 m luftlinie einhalten müssten. die ent-
fernung sei zwischen den eingängen der spielhallen zu messen.
begehrten nach ablauf der Übergangsfrist mehrere betreiber von
spielhallen, die zueinander den gesetzlichen Mindestabstand
nicht einhielten, die erteilung einer glücksspielrechtlichen er-
laubnis, bedürfe es einer auswahlentscheidung, für welche spiel-
halle eine erlaubnis erteilt werde. bei der auswahlentscheidung
seien in nordrhein-Westfalen insbesondere auch die Ziele des
glücksspielstaatsvertrags (Verhinderung und bekämpfung von
glücksspielsucht, Kanalisierung und begrenzung des glücks-
spielangebots, Jugend- und spielerschutz, sicherstellung eines
ordnungsgemäßen spiels und schutz vor Kriminalität) zu berück-
sichtigen. die behörde dürfe einen betreiber nicht wegen seiner
bestands- und Vertrauensschutzinteressen (wie etwa des länge-
ren bestehens des spielhallenstandortes) auswählen, wenn die
spielhalle eines Konkurrenten besser geeignet sei, die Ziele des
staatsvertrags zu erreichen. Von der notwendigkeit, nach ablauf
der Übergangsfrist eine auswahlentscheidung zu treffen, werde
die behörde nicht dadurch entbunden, dass sie sogenannte Här-
tefallerlaubnisse erteile. der erforderliche Vergleich der Konkur-
renten im Hinblick auf die erreichung der Ziele des staatsvertrags
finde dann nicht statt. das gesetzlich vorausgesetzte auswahl-
verfahren würde der sache nach nicht durchgeführt werden.
dass dieses nach ablauf der Übergangsfrist aber notwendig sei,
sei bereits durch das bundesverfassungsgericht höchstrichterlich
geklärt.
diese Vorgaben habe die stadt Wuppertal nicht beachtet. sie müs-
se deshalb das auswahlverfahren unter beteiligung aller konkur-
rierenden betreiber noch durchführen, also auch über den antrag
des klagenden betreibers neu entscheiden. in die auswahl seien
auch die bewerber einzubeziehen, die bisher bereits Härtefaller-
laubnisse erhalten hätten. Zur abweisung der Klage gegen die Här-
tefallerlaubnis, die einem Konkurrenten des Klägers unter befrei-
ung von der einhaltung des Mindestabstandsgebots erteilt worden
war, führte das gericht aus, dass diese den klagenden betreiber
nicht in seinen rechten verletze. denn eine solche erlaubnis könne
einem konkurrierenden betreiber, der wie der Kläger an dem nach
ablauf der Übergangsfrist durchzuführenden auswahlverfahren
zu beteiligen sei, nicht mit blick auf das Mindestabstandsgebot
entgegengehalten werden. andernfalls würde die gesetzlich vo-
rausgesetzte und erforderliche auswahlentscheidung ersetzt bzw.
in frage gestellt. 
das oberverwaltungsgericht hat die revision gegen die urteile nicht
zugelassen. dagegen kann nichtzulassungsbeschwerde erhoben
werden, über die das bundesverwaltungsgericht entscheidet. ◼
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